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Kurzzusammenfassung

Zwischen dem 9. November und dem 
4. Dezember 2018 wurden 1.001 Bür-
ger1 Niedersachsens ab 16 Jahren (re-
präsentative Stichprobe mit com-
puterunterstützten, standardisier-

ten, deutschsprachigen Telefoninterviews im Du-
al-Frame-Ansatz, d. h., 70 Prozent der Stichprobe 
waren Festnetznummern in Niedersachsen und 
30 Prozent der Stichprobe Mobilfunknummern) im 
Zuge des Niedersächsischen Demokratie-Monitors 
zu den Themen Politik und Demokratie befragt.2 

Die Bürger Niedersachsens sind nach den 
vorliegenden Daten kein Motor des bundes-
weiten „Rechts-Ruckes“, der durch den Einzug 
der AfD in den Bundestag im Jahr 2017 augen-
fällig wurde. So gaben im Dezember 2018 ledig-
lich knapp 6 Prozent an, bei einer Landtagswahl 
am nächsten Sonntag ihre Stimme der AfD geben 
zu wollen.3 Die CDU käme bei diesem Stimmungs-
bild auf 29 Prozent (33,6 Prozent bei der letzten 
Landtagswahl 2017), die SPD auf 27 Prozent (2017: 

1 Aus sprachlichen Gründen verwenden wir im Fol-
genden durchgängig die männliche Form.

2 Der Niedersächsische Demokratie-Monitor ist ein 
Teilprojekt von FoDEx (Bearbeiter: Florian Finkbei-
ner u. Dr. Stine Marg) und wurde zusammen mit 
Prof. Dr. Steffen Kühnel (Methodenzentrum Sozial-
wissenschaften in Zusammenarbeit mit Efpraxia 
Dermitzaki), dem Institut für Demokratieforschung 
an der Universität Göttingen und der Beauftra-
gung von forsa. Gesellschaft für Sozialforschung 
und statistische Analysen mbH durchgeführt.

3 Die Zahlen beziehen sich jeweils auf gewichtete, 
gültige Antworten. Die Gewichte sind so gebildet, 
dass sie die gemeinsamen Auftretenshäufigkeiten 
von Alter, Geschlecht und Bildung reproduzieren. 

36,9 Prozent), DIE LINKE würde mit 5 Prozent in 
den Landtag einziehen (2017: 4,6 Prozent) und 
auch die FDP würde mit 5 Prozent (2017: 7,5 Pro-
zent) – ganz knapp – weiterhin im Landtag sit-
zen; sehr deutlich zulegen würden mit 23 Prozent 
die Grünen (2017: 8,7 Prozent). Das heißt jedoch 
im Umkehrschluss nicht, dass nicht auch politi-
sche Unzufriedenheit, Frustration und Misstrauen 
in der niedersächsischen Bürgerschaft vorhanden 
wären. Denn auch diese zeigen sich im Nieder-
sächsischen Demokratie-Monitor. 

Die Bürger Niedersachsens sind tendenziell 
politisch interessiert und haben bereits zahlrei-
che Möglichkeiten genutzt, um politisch Einfluss 
zu nehmen – z. B. Beteiligung an Unterschriften-
sammlungen (77 Prozent), Teilnahme an Demons-
trationen (41 Prozent), Blockade politischer Geg-
ner (7 Prozent). Obwohl die Menschen in Nieder-
sachsen der aktuellen Landesregierung ihr Ver-
trauen schenken (lediglich knapp 9 Prozent miss-
trauen ihr eher oder stark), gibt es doch nicht 
wenige, die enttäuscht davon sind, wie Politik 
und Demokratie derzeit funktionieren – zumin-
dest in ihrer Wahrnehmung. Nicht nur gibt es 
aus der Perspektive der Bürger in Niedersach-
sen wichtige Probleme in Deutschland – soziale 
Gerechtigkeit (22 Prozent), Migration (18 Prozent) 
und Sorge um den gesellschaftlichen Zusammen-
halt (8 Prozent) werden hier auf den ersten drei 
Plätzen genannt –; auch und vor allem traut ein 
nicht unerheblicher Teil in Niedersachsen der Po-
litik nicht zu, diese Probleme überhaupt wahrzu-
nehmen (44 Prozent), geschweige denn sie zu lö-
sen (23 Prozent zweifeln daran). 

In der Zuschreibung der Problemlösungskom-
petenz sind die Anhänger der AfD mit 30 Pro-
zent, die hier der Politik keine Kompetenz zu-
sprechen, am pessimistischsten, im Gegensatz zu 
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jenen der Grünen mit bloß 13 Prozent. Soziale Ge-
rechtigkeit (24 Prozent) und Migration (19 Prozent) 
sind für CDU-Anhänger die drängendsten Prob-
leme; mit großem Abstand von 10 Prozentpunk-
ten gefolgt von der Sorge um den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt (8 Prozent). Demgegenüber 
scheint der von SPD-Wählern wahrgenommene 
Problemdruck deutlich größer zu sein: Sie benen-
nen mehr und häufiger Probleme; am wichtigs-
ten sind ihnen die Fragen der Migration (17 Pro-
zent) und der sozialen Gerechtigkeit (13 Prozent). 
Für die Wähler der Grünen hingegen ist soziale 
Gerechtigkeit mit 27 Prozent das wichtigste Prob-
lem, während Umweltschutz und Klimawandel mit 
über 13 Prozentpunkten weniger, also 14 Prozent, 
erst als zweitwichtigste Themen benannt werden. 
Die Sorge um den gesellschaftlichen Zusammen-
halt (12 Prozent) und Bildung (11 Prozent) liegen 
dann bei den Grünen-Wählern an dritter und vier-
ter Stelle in etwa gleich auf. Wenig überraschend 
ist die Problemwahrnehmung der AfD-Anhänger, 
die im Thema Migration mit 58 Prozent das wich-
tigste Problem in Deutschland erblicken, um das 
sich die Politik kümmern sollte. Erst mit 35 Pro-
zentpunkten Abstand folgen die politische Situ-
ation, d. h. Parteienkritik und Misstrauen gegen 
politische Eliten, und als zweitwichtigstes Prob-
lem – und wieder mit einem großen Abstand von 
mehr als 11 Prozentpunkten – das Thema soziale 
Gerechtigkeit (11 Prozent). Alle anderen Problem-
felder scheinen für die Wähler der AfD hingegen 
eine völlig untergeordnete Rolle zu spielen. Infra-
struktur (2 Prozent), innere Sicherheit (1 Prozent) 
– zu unserer Überraschung – oder auch die Sta-
bilität der Wirtschaft (weniger als 1 Prozent) wer-
den von allen Wählergruppen insgesamt nicht als 
Problemfelder wahrgenommen.

En gros sind die Bürger Niedersachsens da-
von überzeugt, dass es in Deutschland insgesamt 
nicht besonders gerecht zugehe. Dieses Unge-
rechtigkeitsempfinden ist sogar höher als in an-
deren Bundesländern (beispielsweise Sachsen). 
Diese Ungerechtigkeitsvorstellungen spiegeln sich 
z. T. auch in Verschwörungskonstrukten wider. Fast 
jeder Vierte in Niedersachsen befürchtet, dass 
die staatlichen Behörden alle Bürger ganz genau 
überwachten. Kaum weniger (24 Prozent) gehen 
davon aus, dass hinter Ereignissen, die auf den 
ersten Blick nicht miteinander in Verbindung ste-
hen, oftmals geheime Aktivitäten ständen. Diese 

Anzeichen von Verschwörungsdenken verstärken 
sich noch dadurch, dass sogar 43 Prozent meinen, 
es gebe geheime Organisationen, die großen Ein-
fluss auf politische Entscheidungen ausübten. 

Das größte Misstrauen bringt man in Nieder-
sachsen den sozialen Medien entgegen (46 Pro-
zent misstrauen hier stark und weitere 32 Pro-
zent eher). Demgegenüber schneiden Politiker 
verhältnismäßig gut ab: Ihnen misstrauen ledig-
lich knapp 10 Prozent der niedersächsischen Be-
völkerung stark. Am stärksten vertrauen die Bür-
ger dem Bundesverfassungsgericht; in Nieder-
sachsen vertrauen dieser Institution 39 Prozent 
sogar stark. Schaut man jedoch darauf, wem sie 
stark oder eher vertrauen – also welchen Insti-
tutionen und Einrichtungen sie insgesamt Ver-
trauen schenken –, landet die Polizei mit 85 Pro-
zent noch vor dem Bundesverfassungsgericht 
(76 Prozent) auf dem ersten Platz, gefolgt von der 
Landesregierung mit 62 Prozent. Während dem-
zufolge bloß ein knappes Drittel in Niedersach-
sen der Politik der Parteien auf Bundesebene 
vertraut (30 Prozent), schenken sie der Landesre-
gierung ein doppelt so hohes Vertrauen (62 Pro-
zent). Auch gibt es deutlich mehr Zufriedenheit 
mit dem Zustand der Demokratie in Deutschland 
(10 Prozent sind mit ihr sehr und 35 Prozent eher 
zufrieden) als Unzufriedenheit (insgesamt 14 Pro-
zent sind sehr oder eher unzufrieden). 

Aber unsere Befragung zeigt auch, dass es 
durchaus unterschiedliche Vorstellungen darüber 
gibt, was die Demokratie für die Bürger eigentlich 
bedeutet. Die Bürger Niedersachsens verbinden 
ganz unterschiedliche Vorstellungen und Leitbil-
der mit Demokratie und legen insbesondere he-
terogene und z. T. widersprüchliche Ansprüche an 
dieses System an. So sind nur rund die Hälfte in 
Niedersachsen der Meinung, dass Minderheiten-
rechte und ein staatliches Gewaltmonopol un-
bedingt zur Demokratie dazugehörten, während 
19 Prozent davon überzeugt sind, dass Solidarität 
und Demokratie eher nicht oder sogar überhaupt 
nicht zusammengehörten; und 20 Prozent mei-
nen, dass die Austragung von Konflikten nicht zur 
Demokratie dazugehöre. Gerade diese Ansprüche, 
Erwartungshaltungen und Forderungen gilt es im 
Blick zu behalten; denn insbesondere auf diese 
Bedürfnisse müssen Parteien und Politiker ein-
gehen und sie in ihre politischen Angebote in-
tegrieren. Kommen die politischen Akteure die-
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ser Aufgabe nicht oder in der Wahrnehmung der 
Bürger nur unzureichend nach, dann werden sich 
Verbitterung, Missmut und Verdrossenheit in Zu-
kunft weiter ausbreiten. 

Immerhin sind mehr als ein Drittel der Be-
fragten davon überzeugt, dass die Dauer und 
die Bürokratisierung der Entscheidungsprozesse 
den entscheidendsten Nachteil der Demokra-
tie darstellten, während immerhin 4 Prozent die 
offene Frage zu den Nachteilen der Demokra-
tie mit grundsätzlich demokratischen Prinzipien 
wie dem Wahlrecht beantworten und sich da-
mit gegen elementare Prinzipien der demokra-
tischen Staatsform aussprechen. Teilt man die 
Zufriedenheit mit der Demokratie nach Parteien 
auf, sind mit dem Zustand der Demokratie die 
Wähler der CDU am zufriedensten: 19 Prozent der 
niedersächsischen CDU-Wähler geben zu Pro-
tokoll, dass sie sehr zufrieden seien. Dies trifft 
auch auf jeweils 13 Prozent der Grünen- und 13 
der SPD-Wähler zu, jedoch nur auf 2 Prozent der 
AfD-Anhänger. Die AfD-Wahl erscheint demzu-
folge auch in Niedersachsen als Möglichkeit, sei-
nem Unmut über den Zustand der Demokratie 
und des politischen Systems Ausdruck zu ver-
leihen

Obwohl nicht einmal 1 Prozent davon über-
zeugt sind, dass Gewaltanwendung zur Durch-
setzung der eigenen politischen Ziele grund-
sätzlich legitim sei, stimmen in Niedersachsen 
immerhin rund 13 Prozent der Aussage zu, dass 
Gewalt als Reaktion auf Gewalt gerechtfertigt sei. 
Insgesamt ist die Gewaltneigung in Niedersach-
sen allerdings deutlich geringer, als aus Befra-
gungen in den ostdeutschen Bundesländern be-
kannt ist. Dabei steigt die Bereitschaft, Gewalt 
als Reaktion einzusetzen, mit der Unzufrieden-
heit mit der Demokratie in der Bundesrepublik. 
Auf den ersten Blick scheint die Zustimmung in 
Niedersachsen zu den Aussagen, mit denen die 
Autoritarismusneigung erfasst werden soll, sehr 
hoch – denn: Nur rund ein Viertel der Bürger 
Niedersachsens (26 Prozent) lehnen die Aussage 
ab: „Um Recht und Ordnung zu bewahren, sollte 
man härter gegen Außenseiter und Unruhestif-
ter vorgehen“; und 23 Prozent, dass Deutschland 
eine starke Führung brauche, an deren Vorgaben 
sich alle halten müssten. Dennoch liegen die Zu-
stimmungswerte immer noch deutlich niedriger 
als beispielsweise in Sachsen. 

Auch zeigen sich Ausgrenzungstendenzen in 
Niedersachsen: Zwar hat Niedersachsen einen Mi-
grationsanteil von rund 21 Prozent; doch scheint 
mehr als die Hälfte der Bevölkerung (55 Prozent) 
eher ein homogenes Umfeld zu bevorzugen. Sie 
berichten, dass Freunde und Bekannte ihnen 
ähnlich seien (55 Prozent) und in der Mehrheit 
dieselbe Religion und Nationalität wie sie hätten. 
Überdies sind lediglich knapp 61 Prozent in Nie-
dersachsen grundsätzlich offen, wenn ihnen Per-
sonen begegnen, die hinsichtlich Aussehen oder 
Verhalten auf sie ungewöhnlich oder fremd wir-
ken.

Der Niedersächsische Demokratie-Monitor ist 
die erste Erhebung ihrer Art in einem westdeut-
schen Bundesland. Zunächst erscheinen die Be-
funde weniger alarmierend und beunruhigend 
als die regelmäßigen Erhebungen in Thüringen, 
Sachsen und Sachsen-Anhalt. Aussagen über 
Veränderungen im Zeitverlauf und den Struktur-
wandel der politischen Kultur lassen sich jedoch 
ausschließlich durch regelmäßige Untersuchun-
gen (alle zwei Jahre) treffen, die durch qualitative 
Tiefenbohrungen vertieft werden müssen. 

Insbesondere muss hier nach den Ursachen 
des Ungerechtigkeitsempfindens in Niedersach-
sen gefragt und untersucht werden, ob dies mit 
der Unzufriedenheit mit Politik und Demokratie 
zusammenhängt. Gleiches gilt für den Zusammen-
hang zwischen der Problemwahrnehmung und der 
Abneigung gegen Demokratie. Warum lehnt ein 
Teil in Niedersachsen die Demokratie ab? Unter 
welchen konkreten Umständen ist für die insge-
samt rund 14 Prozent in Niedersachsen Gewalt als 
politisches Mittel legitim und aus welchen Grün-
den sind die Verschwörungskonstrukte so stark in 
der gesellschaftlichen Mitte verortet? 
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Vorbemerkung

D ie demokratische Staatsform scheint 
seit einigen Jahren zunehmend unter 
Druck geraten oder zumindest legiti-
mierungsbedürftiger als in der alten 
Bundesrepublik zu sein. Angesichts 

der Wahlerfolge der Alternative für Deutschland 
ist man oftmals geneigt, dies als ein ostdeutsches 
Phänomen abzutun; insbesondere, da regelmä-
ßige Umfragen über den Zustand der Demokratie 
in Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt (be-
dingt auch in Brandenburg) einen tieferen Einblick 
in die ostdeutschen Einstellungen zur Demokratie 
ermöglichen. 

Dergleichen regelmäßige Untersuchung ist auch 
mit dem Niedersächsischen Demokratie-Monitor 
geplant. Wie groß ist das Vertrauen in Niedersach-
sen in die Demokratie? Wie bewertet die Bevöl-
kerung demokratische Institutionen und Prozesse; 
wie ist ihre Einstellung zu politischen Parteien, zur 
Legislative, Exekutive oder Judikative, wie zu den 
Medien? Schließlich: Was versteht man in Nie-
dersachsen überhaupt unter Demokratie und wo 
sieht man zentrale Vorteile dieser gesellschaftli-
chen Organisationsform, aber auch: Wie ist das 
Verhältnis zu radikalen Kräften, wie zu autoritä-

ren Politik- und Gesellschaftsvorstellungen; wie 
schließlich steht man in Niedersachsen zu politi-
scher Militanz und Gewalt? 

Bislang gibt es kein einziges westdeutsches 
Bundesland, in welchem diese Fragen vertiefend 
und vor allem regelmäßig untersucht werden, um 
Veränderungen im Zeitverlauf und Strukturwan-
del der politischen Kultur zu identifizieren. Im-
merhin ist Niedersachsen nach Bayern das größte 
Flächenland der Republik und nimmt hinsicht-
lich der Einwohnerzahl mit knapp acht Millionen 
den vierten Rang ein (nach Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und Baden-Württemberg); d. h., 9,6 Pro-
zent der Deutschen leben in Niedersachsen. Im 
Unterschied zu anderen Landesmonitoren soll die 
standardisierte Befragung – deren Ergebnisse im 
Folgenden präsentiert werden – erweitert und mit 
einem qualitativ-empirischen Design kombiniert 
werden; d. h., Gruppendiskussionen und halbstan-
dardisierte Interviews mit narrativen Elementen 
sollen verschiedene Aspekte vertiefen, um Wahr-
nehmungsmuster und Beurteilungsmaßstäbe zu 
erfassen und ggf. Hinweise dafür zu liefern, den 
Fragebogen für die kommende repräsentative Um-
frage partiell anzupassen.
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Stammdaten auf 
einen Blick

A uswahlgesamtheit: Wohnbevölke-
rung Niedersachsens ab 16 Jah-
ren mit deutscher Staatsangehörig-
keit; angestrebt wurde eine für Nie-
dersachsen repräsentative Stich-

probe mit 1.000 Fällen (realisiert: 1.001 Fälle) aus 
der deutschen Wohnbevölkerung über eine Befra-
gung mit computerunterstützten, standardisierten, 
deutschsprachigen Telefoninterviews in einem Du-
al-Frame-Ansatz (70 Prozent der Stichprobe Fest-
netznummern in Niedersachsen, 30 Prozent der 
Stichprobe Mobilfunknummern). Die Fehlertoleranz 
beträgt bei 5 Prozent Irrtumswahrscheinlichkeit 
und der Annahme einer einfachen Zufallsauswahl 
bei einem einzelnen Merkmal maximal ± 3.1 Pro-
zent. Um eine unterschiedliche Teilnahmebereit-
schaft und Verweigerungsneigung auszugleichen, 
wurden auf Basis der gemeinsamen Verteilung 
von Alter, Geschlecht und Bildung im Mikrozen-
sus 2017 Poststratifizierungsgewichte eingesetzt.

Wie bei Telefonumfragen üblich zeigen sich auf-
grund unterschiedlicher Erreichbarkeit und Teil-
nahmebereitschaft Abweichungen der Stichprobe 

gegenüber der amtlichen Statistik (basierend auf 
Hochrechnungen des Mikrozensus 2017) vor al-
lem bei der Bildungsverteilung und in geringerem 
Maße auch bei Alter und Geschlecht. Die Poststra-
tifizierungsgewichte sind so gebildet, dass nach 
der Gewichtung die in der Stichprobe beobachte-
ten relativen Häufigkeiten der Kombinationen von 
Alter, Geschlecht und Schulbildungsabschluss mit 
den entsprechenden Anteilen in der Population 
(hier: niedersächsische deutsche Wohnbevölke-
rung) übereinstimmen.

Erhebungszeitraum: 9. November bis 4. Dezem-
ber 2018 mit einer durchschnittlichen Interview-
dauer von 26,1 Minuten.

FoDEx (Dr. Stine Marg / Florian Finkbeiner) un-
ter Beteiligung von Prof. Dr. Steffen Kühnel (Me-
thodenzentrum Sozialwissenschaften in Zusam-
menarbeit mit Efpraxia Dermitzaki), des Instituts 
für Demokratieforschung an der Universität Göt-
tingen und der Beauftragung von forsa. Gesell-
schaft für Sozialforschung und statistische Analy-
sen mbH.
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Leben in Niedersachsen

N iedersachsen hat aufgrund sei-
ner Geschichte kein eigenständi-
ges einheitliches Landesbewusst-
sein.1 Dieses Schicksal teilt das Bun-
desland beispielsweise auch mit 

Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen. 
Niedersachsen existiert in seiner räumlichen Um-
grenzung erst seit 1946, weshalb die Niedersach-
sen keinen über Jahrhunderte gewachsenen Lan-
desstolz wie beispielsweise die Bayern oder die 
Sachsen aufweisen. Landesstolz und Zugehörig-
keitsgefühle zur politischen Einheit sind jedoch 
Ausdruck von gesellschaftlicher Integration bzw. 
diffuser politischer Unterstützung. In Niedersach-
sen wird das fehlende Landesbewusstsein durch 
einen ausgeprägten Regionalstolz wettgemacht.2 
Zusammengenommen fühlen sich unserer Um-
frage nach weit über 90 Prozent der Befragten in 
der Region, in der sie leben, sehr wohl (72 Prozent) 
oder eher wohl (20 Prozent). 

Soziale Lage

Die 1.001 befragten Niedersachsen wurden zu-
fällig ausgewählt. Vergleicht man das Geschlecht 
und das Alter der Befragten mit der niedersäch-
sischen Bevölkerung, sind die Befragten in unse-
rem Sample tendenziell etwas älter; überdies sind 
auch etwas mehr Männer als Frauen vertreten. 

Darüber hinaus sind unsere Befragten sehr gut 
gebildet – besser als es auf Basis des Mikrozen-
sus 2017 der niedersächsischen Bevölkerung ent-

spricht. Fast die Hälfte (48 Prozent) haben Abitur 
oder die allgemeine bzw. fachgebundene Hoch-
schulreife. Etwas mehr als ein Drittel haben einen 
Volks-, bzw. Hauptschulabschluss (10 Prozent) oder 
einen Realschulabschluss bzw. die mittlere Reife 
(30 Prozent). Über die Hälfte (58 Prozent) haben 
eine abgeschlossene Berufsausbildung und über 
ein Drittel (38 Prozent) haben ein Studium abge-
schlossen.

Um die Abweichung der Stichprobe im Vergleich 
zur niedersächsischen Bevölkerung nach dem Mik-
rozensus zu kompensieren, berichten wir im Fol-
genden vorwiegend gewichtete Zahlen –  wobei 
wir für deren Berechnung die gemeinsame Ver-
teilung von Alter, Geschlecht und Bildung anhand 
des Mikrozensus 2017 berücksichtigen. Größere 
Änderungen ergeben sich dadurch vor allem bei 
den Schulabschlüssen: Nach der Gewichtung ha-
ben, wie im Mikrozensus 2017, in Niedersachsen 
33 statt 10 Prozent einen Hauptschulabschluss, 
4 statt 9 Prozent eine Fachhochschulreife und 25 
statt 47 Prozent die allgemeine Hochschulreife.

Die Mehrheit der Befragten ist (ungewich-
tet) voll (45 Prozent) oder in Teilzeit erwerbstä-
tig (12 Prozent) – dies entspricht etwa der durch-
schnittlichen Erwerbstätigenquote in Niedersach-
sen von 51 Prozent. Von denjenigen Befragten, die 
einer Erwerbsarbeit nachgehen, sind die meisten 
Angestellte (64 Prozent). Der Anteil der Beam-
ten beträgt 15 Prozent, jener der Selbstständigen 
oder Freiberufler 11 Prozent und jener der Arbeiter 
9 Prozent. Von den Befragten, die nicht erwerbs-
tätig sind, fallen zum einen die Schüler sowie Stu-
dierenden ins Gewicht (13 Prozent) und zum an-
deren vor allem die knapp 67 Prozent, die Rent-
ner oder Pensionäre sind.
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Die Bevölkerung Niedersachsens ist protes-
tantisch geprägt. Mehr als die Hälfte gehören der 
evangelischen Kirche an (52 Prozent, gewichtet), 
der römisch-katholischen Kirche dagegen le-
diglich 17 Prozent. Zudem gehören 2 Prozent ei-
ner protestantischen Freikirche oder einer ande-
ren christlichen Gemeinschaft an sowie knapp 
1 Prozent einer nicht-christlichen Religionsge-
meinschaft. Schließlich sind mehr als ein Vier-
tel (28 Prozent) konfessionslos. Da zudem von 
den Konfessionsgebundenen lediglich ein Drit-
tel (34 Prozent) in Niedersachsen regelmäßig die 

Gottesdienste besuchen, spielt die Religion im Le-
bensalltag offensichtlich keine sehr ausgeprägte 
Rolle. Auch stimmt nur ein kleiner Teil in Nieder-
sachsen der Aussage zu, es sei für sie sehr wichtig 
(5 Prozent) oder eher wichtig (9 Prozent), dass in 
einer Partnerschaft beide dieselbe Religion haben. 
Für die überwältigende Mehrheit unserer Befrag-
ten ist die Religion in privaten Beziehungen of-
fenbar kaum mehr relevant. Auf der anderen Seite 
geben jedoch zusammengenommen mehr als 
ein Drittel in Niedersachsen an, dass die christ-
lich-jüdische Tradition für die Kultur in Deutsch-

land sehr wichtig (14 Prozent) 
oder zumindest eher wichtig 
(24 Prozent) sei. Diese Tradi-
tion wird hier offenbar weni-
ger religiös denn säkular-kul-
turell verstanden. 

Unsere Umfrage erfasst 
die Wohnbevölkerung in Nie-
dersachsen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit. So sind 
fast alle unserer Befrag-
ten in Deutschland gebo-
ren (95 Prozent ungewich-
tet). Gleichwohl geben über 
ein Viertel an, dass mindes-
tens ein Elternteil (10 Pro-
zent) oder beide (18 Prozent) 
nicht in Deutschland gebo-
ren seien, sie also einen Mi-
grationshintergrund besäßen. 
Trotz des relativ hohen An-

teils von Personen mit Migra-
tionshintergrund sind lediglich 
(gewichtet) 61 Prozent in Nie-
dersachsen der Meinung, dass 
sie grundsätzlich offen (Ant-
wort „eher interessiert“) ge-
genüber fremden Personen 
seien, die in ihrem Verhal-
ten und / oder Aussehen un-
gewöhnlich oder fremd auf sie 
wirken. Fremden gegenüber 
eher negativ eingestellt („eher 
gestört“) fühlen sich in Nieder-
sachsen allerdings nur 12 Pro-
zent.
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61%

12%
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Wenn Sie einer Ihnen unbekannten Person 
begegnen, die von ihrem Aussehen oder 
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wirkt, was für Gefühle löst das bei Ihnen aus?

gewichtete Angaben von 986 Befragten 
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33%
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gewichtete Angabe von 987 Befragten
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gewichtete Angabe von 1000 Befragten
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Mehr als die Hälfte (55 Prozent) in Niedersach-
sen meinen, nur zu Personen Kontakt zu haben, 
die ihnen selbst ähnlich sind. Immerhin haben 
73 Prozent Freunde und Bekannte mit Migrations-
hintergrund. 

Bei der Religion vermuten 20 Prozent in Nie-
dersachsen, dass keiner ihrer Freunde und Be-
kannten dieselbe Religion oder Konfession hat 
wie sie selbst. Allerdings beträgt der Anteil derje-
nigen, die diese Frage nicht beantworten können, 
fast 11 Prozent.

Während also ein eher kleinerer Teil in Nie-
dersachsen die gesellschaftliche Heterogenität 
in seinem Umfeld erlebt, erlebt ein größerer Viel-
falt hier offenbar kaum. Interessant ist, dass am 
wenigsten all jene angeben, die Mehrheit sei ih-
nen ähnlich, wenn genau ein Elternteil nicht in 
Deutschland geboren ist (45 Prozent), während 
das Homogenitätsniveau jener ohne Migrations-
hintergrund (57 Prozent) und solcher, bei denen 
beide Eltern nicht in Deutschland geboren sind 
(53 Prozent), ähnlich ist. Wobei all jene, deren El-
tern in Deutschland geboren sind, ihrer Wahr-
nehmung nach am wenigsten Freunde und Be-
kannte in ihrem Umfeld haben, die von anderer 
Nationalität oder Religion sind als sie selbst. Fasst 
man die drei Fragen nach Religion bzw. Konfes-

sion, Nationalität und grundsätzlicher Ähnlichkeit 
der Freunde und Bekannten in einem Homophi-
lie-Index zusammen (all jene Befragte, die ange-
ben, dass keine der Freunde und Bekannten eine 
andere Religion und Nationalität haben und ih-
nen ähnlich sind), trifft dies allerdings noch ledig-
lich auf gut 6 Prozent in Niedersachsen zu. Um-
gekehrt geben 30 Prozent in Niedersachsen an, 
dass ihnen weder hinsichtlich Nationalität noch 
hinsichtlich Religion oder einer generellen Ähn-
lichkeit die Mehrheit ihrer Freunde und Bekann-
ten ähneln. 

Auffällig ist, dass die seitens der Befragten 
vermutete Zusammensetzung der Bevölkerung 
in Niedersachsen von der tatsächlichen Zusam-
mensetzung deutlich abweicht. Dies zeigt sich bei 
den Antworten auf zwei Fragen, bei denen die 
Befragten die vermutete Prozentzahl der Millio-
näre sowie der Muslime in Niedersachsen schät-
zen sollten. Dabei geht es uns nicht um ein rich-
tiges oder falsches Ergebnis, sondern nur um die 
Erfassung der gefühlten Parameter der nieder-
sächsischen Gesellschaft, also wie hoch unsere 
Befragten diese jeweiligen Anteile schätzen. Zur 
Kontrastierung: Der Anteil der Muslime in der nie-
dersächsischen Bevölkerung wird auf ca. 3 Pro-
zent geschätzt und laut Statistischem Bundes-

20%

31%
33%

13%

3%

keiner sehr wenige einige viele alle

Wie viele Ihrer Freunde und Bekannten haben 
eine andere Religion oder Konfession als Sie?
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amt leben rund 1.400 Einkommensmillionäre oder 
0,012 Prozent in Niedersachsen.3 

Die Schätzungen der Bevölkerung in Nieder-
sachsen weichen mehrheitlich deutlich von die-
sen Angaben ab: Nur 0,5 Prozent der Niedersach-
sen vermuten einen Anteil an Millionären von 
unter 1 Prozent, 57 Prozent schätzen den Anteil 
auf zwischen einem und 5 Prozent – wobei der 
obere Wert 400.000 Millionären in Niedersachsen 
entspräche. 22 Prozent vermuten, dass 5–10 Pro-
zent der Bevölkerung in Niedersachsen Millio-
näre seien, 9 Prozent vermuten den Anteil zwi-
schen 11 und 20 Prozent, 3 Prozent zwischen 21 
und 30 Prozent; und 2 Prozent meinen sogar, dass 
es über 30 Prozent Millionäre in Niedersachsen 
gebe.

Auch der Anteil der Muslime wird von der 
deutschen Bevölkerung in Niedersachsen viel hö-
her eingeschätzt, als er in Wirklichkeit ist. Einen 
zutreffenden Anteil von etwa 3 Prozent Musli-
men vermuten in Niedersachsen lediglich knapp 
3 Prozent. 19 Prozent vermuten in Niedersach-
sen einen Muslimenanteil von maximal 5 Prozent; 
26 Prozent vermuten einen Anteil von 5–10 Pro-
zent, 40 Prozent von 5–15 Prozent, und 52 Pro-
zent einen Anteil von 5–20 Prozent. Schließ-
lich vermuten fast ein Viertel der Niedersachsen 

(23 Prozent), dass der Anteil der Muslime in Nie-
dersachsen über 20 Prozent liege.

Politisches Interesse und Partizipation

Demokratische Gesellschaften bauen auf bürger-
schaftlichem und zivilgesellschaftlichem Engage-
ment auf. Der Anteil derjenigen, die sich im Sinne 
des Gemeinwohls in einer Gesellschaft engagie-
ren, ist ein Indikator für die „Qualität einer Ge-
meinschaft“4. Dabei profitiert nicht nur das Ge-
meinwesen von einer aktiven Bürgerschaft; auch 
die Engagierten selbst ziehen aus ihrer Tätig-
keit Vorteile: Sie erwerben Kompetenzen, erwei-
tern ihre sozialen Kontakte sowie Netzwerke, und 
durch ihr Engagement erfährt ihre Lebensqualität 
insgesamt einen Anstieg.5 

Auch für die Niedersachsen sind Vereins-
mitgliedschaften prägend. Weit über die Hälfte 
(55 Prozent) sind Mitglied in kulturellen oder 
sportlichen Vereinen – wobei davon mehr als je-
der Zweite auch aktiv im Vereinsleben mitarbei-
tet. Immerhin jeder Vierte (25 Prozent) ist Mitglied 
in einer Gewerkschaft oder beruflichen Interes-
senvertretung. Allerdings sind die Befragten den 
Selbstangaben zufolge hier nur gut zur Hälfte ak-

55%

39%

25%
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Vereine

Kirche u. Religions-
gemeinschaften

Gewerkschaften/ berufl.
Interessenvertretung
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gewichtete Angabe von 1001 Befragten
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tiv. Knapp 40 Prozent (39 Prozent) sind Mitglied 
in einer kirchlich-religiösen oder weltanschau-
lichen Vereinigung oder Gemeinschaft – wobei 
davon knapp jeder Dritte auch aktiv mitarbeitet. 
Dies entspricht in etwa dem bundesdeutschen 
Durchschnitt. Je nachdem, welche Definition von 
zivilgesellschaftlichem Engagement zugrunde ge-
legt wird, liegt die Quote der Engagierten zwi-
schen 30 und 40 Prozent.6 

Von den Befragten sind insgesamt 80 Perso-
nen auch Mitglied einer politischen Partei, von 
denen (gewichtet) mehr als die Hälfte auch selbst 
aktiv sind. Während in den drei Großorganisatio-
nen der Kirchen, Gewerkschaften und Parteien die 
Mitgliedschaft insgesamt rückläufig ist,7 ist das 
Verhältnis von aktiven zu passiven Mitgliedern in 
Parteien immerhin ausgewogen. Demgegenüber 
bringen sich bei den Gewerkschaften und Kirchen 
weniger als ein Drittel aktiv ein. 

Die Bevölkerung in Niedersachsen ist zudem 
durchaus politisch interessiert: 15 Prozent der 
Niedersachsen bekunden ein sehr starkes und 
33 Prozent ein starkes Interesse an Politik. Ledig-
lich ein geringer Teil der Befragten in Niedersach-
sen gibt an, wenig (8 Prozent) oder gar kein Inte-
resse (3 Prozent) an Politik zu haben. Damit ist 
das politische Interesse in Niedersachsen aller-

dings leicht niedriger als im Bundesdurchschnitt. 
Hier wurde in Umfragen anlässlich des Wahljah-
res 2017 ein 20-jähriger Höchststand verzeich-
net: 56 Prozent der Befragten gaben dort an, star-
kes bzw. sehr starkes Interesse an Politik zu ha-
ben. Allerdings ist politisches Interesse im Umfeld 
einer Bundestagswahl immer deutlich höher als 
im Normalfall. So betrug im Jahr 2016 der Anteil 
von starkem oder sehr starkem Interesse an Poli-
tik in Deutschland nach den Angaben im ALL-
BUS lediglich 37 Prozent.8 Insgesamt liegen die 
Werte in Niedersachsen nur knapp über denen 
beispielsweise von Sachsen 2017 – wo 47 Prozent 
angaben, allgemein an Politik (sehr) stark inter-
essiert zu sein9 –, jedoch unter denen Branden-
burgs 2018, wo 53 Prozent der Befragten (aller-
dings auf einer 4er- statt wie hier auf einer 5er-
Skala) angaben, ein starkes oder sehr starkes In-
teresse an Politik zu haben.10 

Die Bevölkerung in Niedersachsen ist aber 
nicht nur politisch interessiert, sondern – auch 
jenseits der Mitgliedschaft in Parteien – über-
dies politisch aktiv. Über drei Viertel (77 Pro-
zent) haben schon einmal bei einer Unterschrif-
tensammlung mitgemacht, und etwas weniger 
als die Hälfte (47 Prozent) haben schon einmal 
an einem Bürgerentscheid oder Volksbegehren 
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teilgenommen. Fast jeder Fünfte (18 Prozent) hat 
schon einmal an einer Bürgerinitiative oder ei-
nem politisch tätigen Verein mitgewirkt. Ansons-
ten verteilen sich die Partizipationsmöglichkei-
ten relativ gleich: 41 Prozent haben schon ein-
mal an einer Demonstration teilgenommen; rund 
37 Prozent haben sich persönlich an einen Po-
litiker oder eine Politikerin gewandt; und mehr 
als ein Drittel (38 Prozent) haben schon einmal 
bei einem Boykott mitgemacht.11 Schließlich ha-
ben rund 7 Prozent in Niedersachsen laut eigenen 
Angaben schon einmal eine Demonstration politi-
scher Gegner blockiert.

Während in der öffentlichen Debatte On-
line-Kommunikation und „Hate Speech“ kaum 
mehr wegzudenken sind, werden die sozialen Me-
dien für politische Ausdrucksformen eher we-
nig genutzt. Lediglich etwas mehr als ein Fünftel 
(21 Prozent) haben schon einmal ihre politische 
Meinung im Internet kundgetan. Davon diskutie-

ren 60 Prozent über Politik, ähnlich viele kom-
mentieren auch schon mal politische Beiträge 
(60 Prozent); aber nur etwas mehr als ein Viertel 
(26 Prozent) haben sich auch schon einmal im In-
ternet über Politiker beschwert. Jene, die das In-
ternet zur politischen Meinungsäußerung nutzen, 
scheinen dies in der Mehrheit im Rahmen von 
Diskussionen über bzw. Kommentaren von poli-
tischen Themen recht intensiv zu tun, hingegen 
Beschimpfungen von Politikern nach eigenem 
Bekunden eher zu meiden.12 Hier zeigt sich, was 
sich auch in anderen Forschungen bereits ange-
deutet hat: dass „Hate Speech“ offenbar ein Phä-
nomen von wenigen Netzaktivisten oder Compu-
terprogrammen statt von existierenden Personen 
ist, zumindest keine Breitenaktivität darstellt.13 
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Bewertung der Politik

Dass die Bürger in Niedersachsen nicht nur poli-
tisch interessiert sind, sondern sich auch enga-
gieren, zeigt sich zudem im berichteten Wahl-
verhalten. So haben bei der letzten Landtags-
wahl 2017 angeblich mehr als 90 Prozent der Be-
fragten (ungewichtet) an der Wahl teilgenommen 
– obwohl die tatsächliche Wahlbeteiligung bei nur 
63,1 Prozent der Wahlberechtigten lag. Allerdings 
beantworteten lediglich 78 Prozent der Befragten 
(ungewichtet) die Frage, welcher Partei sie ihre 
Stimme gegeben haben. Danach wäre die SPD 
(33 Prozent gewichtet) knapp stärkste Kraft ge-
worden vor der CDU (32 Prozent gewichtet). Die 
Grünen kämen auf 14 Prozent, gefolgt von der AfD 
mit 7 Prozent (gewichtet). Die FDP hätte demnach 
mit 5 Prozent (gewichtet) die Fünf-Prozent-Hürde 
knapp übersprungen, ebenso wie die Partei DIE 
LINKE (5 Prozent gewichtet), die jedoch den Ein-
zug in den Niedersächsischen Landtag 2017 tat-
sächlich knapp verpasst hat.

Bei einer Wahl am nächsten Sonntag würde 
die beabsichtigte Wahlbeteiligung nochmals stei-
gen: Über 92 Prozent der Befragten (ungewichtet)  
würden dann zur Wahl gehen wollen. Zudem wür-
den sich die politischen Kräfteverhältnisse nach 

dem Meinungsbild vom Jahresende 2018 ändern. 
Nach unserer Sonntagsfrage würden die Christ-
demokraten zwar die Sozialdemokraten überho-
len; beide Parteien würden jedoch deutlich ver-
lieren: Die CDU käme auf 29 Prozent (gewichtet) 
und verlöre damit 3 Prozentpunkte, während der 
Verlust der SPD mit 6 Prozentpunkten doppelt so 
hoch ausfiele (27 Prozent Stimmenanteil). Die Ge-
winner mit einem Plus von 9 Prozentpunkten wä-
ren die Grünen (23 Prozent); und auch DIE LINKE 
erhielte ein leichtes Plus auf 6 Prozent; und wäh-
rend die AfD bei 6 Prozent leicht verlöre, bliebe 
die FDP unverändert knapp oberhalb der Fünf-
Prozent-Hürde (5 Prozent). 

In einer offenen Frage wurde auch nach den 
wichtigsten Problemen in Deutschland gefragt. 
Hier benannten 95 Prozent der Befragten (unge-
wichtet) ein Problem in Deutschland, und immer-
hin 80 Prozent (ungewichtet) konnten ein weite-
res aus ihrer Sicht wichtiges Problem benennen. 

Am häufigsten wird soziale Gerechtigkeit 
– also Arbeit und fairer Lohn, Gleichstellung, so-
zialer Wohnungsbau, bezahlbare Kinderbetreuung 
und gerechte Steuern – mit 22 Prozent (gewichtet) 
genannt, gefolgt von Migration – also Flüchtlings- 
oder Abschiebepolitik, Migranten und Islam  – 
(18 Prozent), Sorge um gesellschaftlichen Zusam-
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menhalt – d. h. gesellschaftliche Spaltung und sozi-
aler Frieden – (9 Prozent), Bildung und Ausbildung 
sowie Politik – d. h. Parteienkritik und Misstrauen 
gegenüber politischen Eliten, Parteienstreit und 
mangelnde Responsivität  –, Umweltschutz und 
Klimawandel – also Energiewende und Müllentsor-
gung – (jeweils 7 Prozent). Danach folgen Alters-
armut, inkl. Rentensystem (6 Prozent), Angst vor 
Rechtsruck – also steigende Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus – (5 Prozent), Pflege sowie Sorge 
um künftige Generationen – d. h. Fachkräfteman-
gel in der Altenpflege sowie demografischer Wan-
del – (4 Prozent). Jeweils knapp 3 Prozent nennen 
die Bereiche Infrastruktur – also Straßenbau und 
Digitalisierung – sowie Lobbyismus, d. h. Korrup-
tion oder auch die Diesel-
affäre. Lediglich um 2 Pro-
zent benennen die Stabili-
tät des politischen Systems, 
Sicherheit und die Stärkung 
der Wirtschaft als wichtigstes 
Problem, und noch weniger 
die Stabilität der EU (1 Pro-
zent) oder den Zustand des 
Gesundheitssystems (< 1 Pro-
zent). 

Die Sicht auf die wich-
tigsten Probleme ist also sehr 
heterogen; soziale Gerechtig-
keit und Migration sind aber 
jeweils für immerhin etwa ein 
Fünftel sehr drängend. Dem-
gegenüber nehmen das Ge-
sundheitssystem, die Infra-
struktur, aber auch die Al-
tersarmut eine untergeord-
nete Rolle ein. 

Dieses Bild bleibt im 
Großen und Ganzen auch 
bei der Nennung des zweit-
wichtigsten Problems erhal-
ten. Auch hier steht soziale 
Gerechtigkeit mit 20 Pro-
zent an erster Stelle, gefolgt 
von Umweltschutz und Kli-
mawandel (11 Prozent), Migra-
tion (11 Prozent), Altersarmut 
(8 Prozent), Sorge um ge-
sellschaftlichen Zusammen-
halt (7 Prozent), Bildung und 

Ausbildung, Politik und Lobbyismus (je 6 Pro-
zent) sowie Pflege und die Sorge um künftige Ge-
nerationen, Infrastruktur und Sicherheit (jeweils 
4 Prozent). Selten wurden hingegen Stabilität der 
EU (3 Prozent), Rechtsruck (3 Prozent), Stabili-
tät des politischen Systems (1 Prozent), Stärkung 
der Wirtschaft (1 Prozent) oder Zustand des Ge-
sundheitssystems (1 Prozent) als zweitwichtigstes 
Problem in Deutschland, das die Politik angehen 
sollte, benannt. 

Werden beide Nennungen zusammenge-
fasst, sehen über 40 Prozent der Niedersach-
sen (42 Prozent) den höchsten Problemdruck 
beim Thema soziale Gerechtigkeit sowie mit 
einem knappen Drittel beim Thema Migration 
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(29 Prozent). Zwischen 13 und 18 Prozent liegen in 
etwa gleich auf: Umweltschutz und Klimawandel 
(18 Prozent), Sorge um den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt (16 Prozent), Bildung und Ausbildung 
(14 Prozent), Altersarmut (13) sowie der Zustand 
der Politik (13 Prozent). Am wenigsten schei-
nen das Gesundheitssystem (2 Prozent), die Stär-
kung der Wirtschaft (3 Prozent) und die Stabilität 
des politischen Systems (3 Prozent) oder der EU 
(4 Prozent) die Befragten zu bewegen. 

Verglichen mit Niedersachsen erzeugt das 
Thema Migration in den ostdeutschen Bundes-
ländern (und auch bundesweit14) offenbar einen 
deutlich größeren Problemdruck. In Brandenburg 
gaben 2018 36 Prozent der Befragten an, dass 
„Flucht, Asyl und Migration“ das wichtigste Pro-
blem sei;15 auch für die Sachsen war 2017 „Asyl-
politik, Ausländer und Überfremdung“ mit 17 Pro-
zent das wichtigste Problem16. Lediglich in Sach-
sen-Anhalt stand das Thema 2018 mit 14,6 Pro-
zent knapp an zweiter Stelle, während den ers-
ten Platz Arbeit und Wirtschaft mit 15,9 Prozent 
belegte.17 Umweltschutz und Klimawandel sowie 

Sorge um den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
wurden in keinem ostdeutschen Bundesland als 
eines der Top-Probleme genannt, wohingegen Ar-
beitsmarkt und Bildung wie in Niedersachsen zu 
den fünf relevantesten Problembereichen zählen.

Je nach Parteineigung (hier über die Partei-
enwahl bei einer Wahl am nächsten Sonntag er-
fasst) werden unterschiedliche Probleme als rele-
vant eingestuft. 

Ist soziale Gerechtigkeit für die Anhänger der 
Grünen am relevantesten, ist der Abstand zu den 
Anhängern von CDU und denen der LINKEN nicht 
sehr groß. Interessant ist, dass die Anhänger der 
FDP stärker das Problem der sozialen Gerechtig-
keit adressieren als jene der SPD. Die AfD-Wähler 
(11 Prozent) bilden mit einer Wahrnehmung die-
ses Problemfeldes mit 16 Prozentpunkten hinter 
den Grünen das Schlusslicht. Ganz anders sieht 
es im Problemfeld Migration aus: Dieses ist für 
die AfD-Wähler mit mehr als 30 Prozentpunk-
ten vor allen anderen Parteianhängern das wich-
tigste Problem in Deutschland. Und auch hier lie-
gen die Anhänger der AfD und der Grünen wieder 
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am stärksten auseinander: Ist für Letztere Migra-
tion ein eher untergeordnetes Problem, das die 
Politik angehen sollte, spielt demgegenüber für 
die AfD-Anhänger das Problemfeld Bildung keine 
Rolle, während CDU- und SPD-Wähler hier einen 
gleich großen Problemdruck verspüren – wobei 
die Wähler der Grünen hier das drängendste Pro-
blem empfinden, das die Politik lösen sollte.

Über die Hälfte der Bevölkerung in Nieder-
sachsen (55 Prozent) gesteht der Politik zu, die 
relevanten Probleme wahrzunehmen; allerdings 
kritisieren über 40 Prozent (42 Prozent) die Po-
litik dahingehend, diese Probleme nicht wahr-
zunehmen bzw. zu ignorieren. Zumindest mei-
nen 76 Prozent der Niedersachsen, dass die Poli-
tik diese Probleme prinzipiell lösen könne. Aber 
auch mehr als ein Fünftel (22 Prozent) sprechen 
der Politik diese Problemlösungskompetenz ab. 
Positiv gewendet lässt sich also resümieren, dass 
die Niedersachsen bei aller Kritik ein hohes Ver-
trauen in die Problemlösungskompetenz der Poli-
tik haben. 

Dieses Vertrauen scheint gegenwärtig im 
Bundesdurchschnitt nicht ganz so ausgeprägt 
zu sein, votierten immerhin doch lediglich rund 
18 Prozent der im August 2018 befragten Bun-
desbürger für die Prognose, dass die Bundes-
regierung in den kommenden Monaten in der 
Lage sein werde, wichtige Probleme in Deutsch-
land anzugehen.18 Negativ gewendet deuten die 
Zahlen auch auf eine überzogene Erwartungshal-
tung an die Politik hin – etwa wenn drei Viertel 
der Niedersachsen erwarten, 
dass sich die Parlamenta-
rier nicht nur um die An-
gelegenheiten des Gemein-
wohls kümmern, sondern 
dass sie auch die Bürger 
von ihren Problemen be-
freien sollten.

Das Vertrauen in die Pro-
blemlösungskompetenz der 
Politik ist nicht auf alle Pro-
blemfelder gleichermaßen 
verteilt. Diejenigen, welche 
der Politik grundsätzlich die 
Problemlösungskompetenz 
absprechen, tun dies am 
stärksten im Problemfeld Mi-
gration. 

Das grundsätzliche Zutrauen zur Problemlö-
sungskompetenz variiert zudem mit der Partei-
neigung („Sonntagsfrage“). Hier haben die Wäh-
ler der Grünen (87 Prozent) das größte Vertrauen 
darin, dass die Politik die anstehenden Probleme 
lösen werde, während das der AfD-Anhänger mit 
70 Prozent am geringsten ausfällt. Doch scheint 
die Partei hier aufzuholen: Während ihr lediglich 
63 Prozent der Wähler bei der vergangenen Land-
tagswahl Problemlösungskompetenz zuschrieben, 
liegt dieses Zutrauen im Hinblick auf eine po-
tenzielle Wahl am nächsten Sonntag bereits um 
7 Prozentpunkte höher.

Doch nicht nur Politiker werden in der Ver-
antwortung für die Lösung der Probleme gesehen. 
Eine deutliche Mehrheit in Niedersachsen sieht in 
unserem politischen System auch die Möglichkeit 
gegeben, dass der einzelne Bürger durch seine 
individuellen Aktivitäten (18 Prozent) oder zu-
mindest gemeinsam mit Gleichgesinnten (65 Pro-
zent) Einfluss auf die Politik nimmt. Lediglich 
17 Prozent bestreiten, dass der Bürger überhaupt 
Einfluss auf die Politik nehmen könne und damit 
zumindest indirekt an der Problemlösung betei-
ligt wäre. 

Der Glaube an die Selbstwirksamkeit bzw. an 
Möglichkeiten der politischen Einflussnahme über-
setzt sich gleichfalls in relativ positive Aussich-
ten für die nähere Zukunft. Nach der Einschät-
zung der eigenen Zukunft im Vergleich zu heute 
gefragt, glaubt eine Mehrheit der Bevölkerung in 
Niedersachsen, dass ihre eigene Situation gleich 
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bleibt (58 Prozent) oder sogar besser wird (21 Pro-
zent). Die eigene Zukunft sehen entsprechend 
nur gut ein Fünftel (22 Prozent) pessimistisch. In 
Brandenburg blickten 2018 hingegen 51 Prozent 
mit Zuversicht in ihre eigene Zukunft,19 in Sach-
sen-Anhalt sahen im selben Jahr sogar 70 Pro-
zent der Befragten ihre Zukunft positiv20 und in 
Sachsen blickten 2017 75 Prozent eher optimis-
tisch in die persönliche Zukunft.21 Die Nieder-
sachsen sind, so zeigen die Vergleiche mit den 
ostdeutschen Demokratie-Monitoren, in Bezug 
auf ihre eigene Zukunft somit pessimistischer 
eingestellt als die Ostdeutschen. Sie beurteilen 
auch die Zukunft der künftigen Generation eher 
negativ. Denn eine deutliche Mehrheit in Nieder-
sachsen sieht die Zukunft der künftigen Genera-
tion schlechter (66 Prozent) als die eigene an. Je-
der Vierte beurteilt sie als gleichbleibend (25 Pro-
zent), bloß 9 Prozent sehen die Zukunft der künf-
tigen Generation als eine bessere. Wird also der 
nahen Zukunft noch einigermaßen gelassen ent-
gegengeblickt, ist man bezüglich der entfernteren 
Zukunft deutlich pessimistischer.

Der mangelnde Glaube an eine Generationen-
gerechtigkeit zeigt sich möglicherweise ebenfalls 
in der Frage, ob es in Deutschland alles in allem 
gerecht zugeht. Daran glauben deutlich weniger 

als die Hälfte, und nicht einmal 2 Prozent der Be-
völkerung aus Niedersachsen beurteilen die Lage 
in der Bundesrepublik als sehr gerecht. Ein gutes 
Viertel beurteilen die Situation in Deutschland als 
eher ungerecht (21 Prozent) oder sogar sehr un-
gerecht (6 Prozent). Zum Vergleich: Damit emp-
finden in Niedersachsen die politischen Verhält-
nisse in Deutschland weniger Menschen gerecht 
als in Sachsen-Anhalt, wo mehr als die Hälfte der 
Befragten im selben Jahr, in welchem der Nieder-
sächsische Demokratie-Monitor erhoben wurde, 
die Zustände als gerecht ansehen.22 Auch wenn 
der Trend auf Ebene der Bundesländer nicht 
ganz eindeutig zu sein scheint, hat eine reprä-
sentative Infratest-Dimap-Umfrage 2018 ermit-
telt, dass 53 Prozent der Befragten aus den west-
deutschen Bundesländern fänden, in Deutschland 
gehe es eher gerecht zu, wohingegen hier ledig-
lich 42 Prozent der Befragten aus den ostdeut-
schen Ländern zustimmten. Demzufolge liegen 
die Niedersachsen bezüglich ihres Gerechtigkeits-
empfindens näher an der ostdeutschen als an der 
westdeutschen Befindlichkeit.23
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Geht es in Deutschland alles in allem gerecht zu? 
Was würden Sie sagen?
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Politische Einstellungen

Die übergroße Mehrheit (86 Prozent) lehnt jeg-
liche Gewalt grundsätzlich ab. 13 Prozent sehen 
Gewalt zumindest gerechtfertigt als Reaktion auf 
Gewalt der Gegenseite; und weniger als 1 Prozent 
sehen Gewalt zur Erreichung der eigenen politi-
schen Ziele als gerechtfertigt an. Damit liegt die 
Gewaltakzeptanz in Niedersachsen deutlich unter 
jener in ostdeutschen Bundesländern. In Thürin-
gen sahen 2018 8 Prozent Gewalt als gerechtfer-
tigt an,24 ebenso viele der Befragten in Sachsen 
gaben 2017 an, dass Gewalt notwendig erscheinen 
könne, wenn man für die eigenen Ziele kämpfe;25 
und 2018 gaben 4 Prozent der Befragten in Sach-
sen-Anhalt zu Protokoll, dass es Konflikte gebe, 
die mit Gewalt ausgetragen werden müssten26. 
Tendenziell lässt sich vorsichtig formulieren: Je 
geringer die Zufriedenheit mit der Demokratie 
ausgeprägt ist, desto eher steigt die Legitimität 
politischer Gewalt als Reaktion. 25 Prozent der-
jenigen, die eher oder sehr unzufrieden mit der 
Demokratie sind, können sich Situationen vor-
stellen, in denen Gewalt gerechtfertigt ist (35 Be-
fragte), während dies nur auf 10 Prozent derjeni-
gen zutrifft, die sehr und eher zufrieden mit der 
Demokratie in Deutschland sind (60 Befragte). 

Die Bereitschaft zur politischen Gewalt sinkt 
erwartungsgemäß tendenziell mit dem Lebensal-
ter. Während noch 35 Prozent der 16–18-Jährigen 
und 24 Prozent der 18–21-Jährigen Gewalt in Be-
tracht ziehen – sei es zur Erreichung eigener poli-
tischer Ziele oder als Reaktion –, kommt dies nur 
noch für jeweils etwa 7 Prozent der 60–65-Jäh-
rigen bzw. derjenigen, die älter als 65 Jahre sind, 
infrage. Tendenziell ist zudem die Gewaltbereit-
schaft – als Reaktion oder auch zur Durchset-
zung der eigenen politischen Ziele – bei jenen 
höher, die sich selbst auf einer Skala rechts der 
Mitte einstufen. Und auch wenn die Zahlen auf-
grund der geringen Fälle mit absoluter Vorsicht 
interpretiert werden müssen, sind die AfD-An-
hänger mit gewichteten 34 Prozent (16 Fälle) 
diejenigen, die wie die Wähler der LINKEN mit 
31 Prozent (14 Fälle) Gewalt als Reaktion am meis-
ten befürworten, während dies nur für 8 Prozent 
der CDU-Anhänger (17 Fälle) und 10 Prozent der 
Grünen-Wähler (16 Fälle) zutrifft. Positiv formu-
liert, lehnen die Wähler der Christdemokraten 
mit 92 Prozent, gefolgt von denen der Grünen 
(90 Prozent) und der SPD (85 Prozent) Gewalt am 
häufigsten ab. 

Wie verorten sich die Bürger in Niedersach-
sen entlang der politischen Links-rechts-Dimen-
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sion? Wir haben sie gebeten, sich selbst auf einer 
Skala von 1 (sehr links) bis 11 (sehr rechts) einzu-
ordnen, sodass 6 genau die Mitte darstellt. Mehr 
als vier Fünftel stufen sich in Niedersachsen im 
mittleren Bereich zwischen 4 und 8 ein, lediglich 
11 Prozent ordnen sich selbst als klar links ein (1–
3), wohingegen sich bloß 4 Prozent auf der Skala 
klar rechts (9–11) einstufen. Die Daten bestäti-
gen damit Befunde, wonach sich die Gesellschaft 
selbst mehrheitlich als leicht „Mitte-links“ einge-
stellt sieht.

Während sich die Jüngeren tendenziell stär-
ker im linken politischen Spektrum verorten, kann 
jedoch nicht umgekehrt gesagt werden, dass sich 
die Älteren eher rechts der Mitte einordneten. 
Stattdessen  sind es eher jene mittleren Alters 
(30–50 Jahre), die sich selbst relativ am häufigs-
ten rechts der Mitte positionieren. 

Die Links-rechts-Selbsteinstufung korrespon-
diert zwar mit der Parteineigung, ist allerdings 
nicht deckungsgleich. So wollen zwar mehrheit-
lich diejenigen, die sich selbst als links einstu-
fen, DIE LINKE (17 Prozent), SPD (27 Prozent) und 
vor allem die Grünen (41 Prozent) wählen; aber 
auch 8 Prozent die CDU, 2 Prozent die FDP und 
1 Prozent die AfD. Von denen, die sich rechts ein-
stufen, wollen dagegen 48 Prozent die CDU und 

21 Prozent die AfD wählen. Aber immerhin wol-
len auch 13 Prozent aus dieser Gruppe die Grünen 
wählen und 8 Prozent die SPD. Die FDP wollen 
hier 7 Prozent wählen, DIE LINKE dagegen nicht 
einmal 1 Prozent. Bei denen, die sich der Mitte zu-
ordnen, will die Mehrheit entweder CDU (36 Pro-
zent) oder SPD (35 Prozent) wählen. Die Grünen 
kommen hier auf 14 Prozent, die FDP auf 8 Pro-
zent und die AfD auf 4 Prozent. DIE LINKE erhält 
in dieser Gruppe wiederum deutlich weniger als 
1 Prozent.

Betrachtet man umgekehrt links-rechts nach 
Parteineigung, so ordnen sich 96 Prozent der 
Wähler der LINKEN, 62 Prozent der Wähler der 
Grünen und insgesamt 35 Prozent der Wäh-
ler links der Mitte ein. Genau in der Mitte ordnen 
sich insgesamt 45 Prozent der Wähler ein, rechts 
der Mitte insgesamt 20 Prozent. Die Wähler der 
CDU (56 Prozent), der SPD (58 Prozent) sowie 
der FDP (64 Prozent) verorten sich mehrheitlich 
in der Mitte. Rechts der Mitte ordnen sich ledig-
lich mehrheitlich die Wähler der AfD ein (66 Pro-
zent), wohingegen selbst die der CDU sich nur 
mit 34 Prozent rechts der Mitte verorten.

Auch wenn die Mehrheit sich genau oder 
leicht links der Mitte einordnet, gibt es doch auch 
in Niedersachsen einen recht stark verbreiteten 
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Wunsch nach autoritärer Führung. Drei von fünf 
Personen stimmen in Niedersachsen der Aussage 
voll und ganz (30 Prozent) bzw. eher (31 Prozent) 
zu, dass Deutschland eine starke Führung brau-
che, an deren Vorgaben sich alle halten müssten. 
Nicht ganz ein Viertel der Bevölkerung in Nieder-
sachsen lehnt diese Forderung eher (14 Prozent) 
oder ganz und gar ab (9 Prozent). Obwohl in Nie-
dersachsen also mehr als 60 Prozent eine starke 
Führung befürworten – was dem Kern der demo-
kratischen Selbstorganisation zuwiderläuft –, lie-
gen die Autoritarismuswerte in den ostdeutschen 
Ländern eher noch höher. Die ähnliche Aussage 
„In Zeiten wie diesen brauchen wir unbedingt 
eine starke Hand“ befürworteten in Sachsen 2017 
68 Prozent der Befragten27 und in Thüringen 2018 
sogar 70 Prozent28.

Auch bei einem weiteren Autoritarismus-Maß 
sind die Zustimmungsquoten in Niedersachsen 
recht hoch. Mehr als die Hälfte (57 Prozent) stim-
men hier der Aussage zu: „Um Recht und Ordnung 
zu bewahren, sollte man härter gegen Außensei-
ter und Unruhestifter vorgehen“; 28 Prozent stim-
men voll und ganz, 29 Prozent eher zu. Nur ein 
gutes Viertel lehnen diese Law-and-order-Vor-
stellung eher (18 Prozent) oder ganz und gar ab 
(8 Prozent). Auch wenn diese Zustimmungswerte 
hoch scheinen, liegen sie doch noch weit unter 
denen beispielsweise Sachsens, wo 2017 mehr als 
drei Viertel (79 Prozent) dieser Aussage zustimm-
ten29.

Fasst man die Zustimmung zur Aussage, dass 
man härter gegen Außenseiter und Unruhestifter 
vorgehen sollte, um Recht und Ordnung zu be-
wahren, und dass Deutschland eine starke Füh-
rung brauche, zu einem Autoritarismus-Index zu-
sammen, so stimmen insgesamt 14 Prozent der 
Niedersachsen den beiden Aussagen voll und 
ganz zu. Aufgesplittet in eine Links-rechts-Posi-
tionierung (s. o.) trifft dies jedoch auf nur 7 Pro-
zent all jener zu, die sich auf der Skala der po-
litischen Selbsteinstufung links der Mitte veror-
ten, auf 16 Prozent, die sich der Mitte zuordnen 
und auf 21 Prozent derjenigen, die sich rechts der 
Mitte positionieren (21 Prozent). 

Problematisch erscheint, dass gut jeder Dritte 
in Niedersachsen meint, Politiker würden gegen 
die Interessen der einfachen Bevölkerung han-
deln. Dieser Aussage stimmen 14 Prozent voll und 
ganz sowie 21 Prozent eher zu. Nur wenig größer 

ist der Anteil derjenigen, die diese Kritik eher 
(26 Prozent) oder ganz und gar (10 Prozent) ab-
lehnen. Gefordert wird in Niedersachsen das Ge-
genteil: Vier von Fünf beanspruchen hier, dass 
Parteien und Politiker sich voll und ganz (49 Pro-
zent) oder eher (32 Prozent) nach den Vorgaben 
ihrer Wähler richten müssten. Insgesamt vertreten 
die Niedersachsen also eher die Idee eines impe-
rativen Mandats und scheinen somit ihre eigenen 
Interessen mit denen des Gemeinwohls gleichzu-
setzen.

Gleichzeitig scheinen nicht wenige der Be-
fragten mit komplexen Gesellschaften und der 
internationalen Politik überfordert zu sein. Mehr 
als die Hälfte (54 Prozent) finden, die Welt sei so 
unübersichtlich geworden, dass man gar nicht 
wisse, wie es weitergehen solle („stimme voll und 
ganz zu“ bzw. „stimme eher zu“); und 24 Prozent 
finden die Welt äußerst, 30 Prozent eher unüber-
sichtlich.

Die Wirtschaftsordnung in Deutschland wird 
nur von weniger als der Hälfte der Niedersach-
sen im Großen und Ganzen als gerecht beurteilt: 
11 Prozent finden sie sehr, 35 Prozent eher gerecht. 
Demgegenüber empfinden weniger als ein Drit-
tel die Wirtschaftsordnung eher (22 Prozent) oder 
ganz und gar (8 Prozent) als ungerecht. Während 
hier also 38 Prozent der Niedersachsen der Mei-
nung sind, in Deutschland gehe es ungerecht 
zu, stimmen 46 Prozent der Aussage zu, dass 
die Wirtschaftsordnung in Deutschland gerecht 
sei; der Rest ist unentschlossen („weder gerecht 
noch ungerecht“). In Sachsen beurteilte ein grö-
ßerer Anteil (48 Prozent) die Wirtschaftsordnung 
als ungerecht. Während autoritäre Ordnungsvor-
stellungen und eine hohe Anforderung an Poli-
tik Hand in Hand gehen, scheint der Zustand der 
Wirtschaftsordnung die Vorstellungen von Politik, 
Gesellschaft und Demokratie weniger nachhaltig 
zu beeinflussen. Überdies scheint für die meis-
ten Befragten der Rechtsstaat zentral zu sein. So 
findet eine deutliche Mehrheit in Niedersachsen, 
dass Gesetze Vorrang vor religiösen Vorschriften 
hätten. Dieser Aussage stimmen 68 Prozent voll 
und ganz sowie 16 Prozent eher zu. Aber immer-
hin gut 9 Prozent lehnen diesen Gesetzesvorrang 
eher (5 Prozent) oder ganz ab (4 Prozent) ab.
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Verschwörungsneigung

Auch in Niedersachsen grassieren recht häufig 
Verschwörungstheorien. So befürchtet fast je-
der Vierte, dass staatliche Behörden alle Bürger 
ganz genau überwachten. Dieser Aussage stim-
men 9 Prozent voll und ganz, 16 Prozent eher zu. 
Dabei sind Grünen-Wähler mit 12 Prozent Zustim-
mung (voll und ganz oder eher) am wenigsten für 
dieses Verschwörungskonstrukt anfällig, wohinge-
gen AfD-Wähler mit 39 Prozent hier die höchste 
Zustimmung zeigen (nach den Wählern sonstiger 
Kleinparteien mit 40 Prozent).

Auffällig ist, dass 35 Prozent (4 Fälle) der Mit-
glieder evangelischer Freikirchen und 22 Prozent 
der Mitglieder anderer christlicher Religions-
gemeinschaften (2 Fälle) sowie immerhin noch 
12 Prozent der Mitglieder anderer nicht-christli-
cher Religionsgemeinschaften (1 Fall) der Aussage 
zustimmen, dass staatliche Behörden alle Bürger 
ganz genau überwachen würden. Demgegenüber 
nehmen dies lediglich 10 Prozent der Mitglieder 
der evangelischen und 4 Prozent der Mitglieder 
der katholischen Glaubensgemeinschaft an. Auch 
wenn diese Ergebnisse aufgrund der geringen 
Fallzahl mit Vorsicht zu interpretieren sind, schei-
nen jene, die konfessionell katholisch oder evan-

gelisch gebunden oder konfessionslos sind, deut-
lich seltener an die Idee der totalen staatlichen 
Überwachung zu glauben. 

Nahezu jeder Dritte (30 Prozent) in Nieder-
sachsen stimmt der Aussage voll und ganz oder 
eher zu, dass hinter Ereignissen, die auf den ers-
ten Blick nicht miteinander in Verbindung ste-
hen, oftmals geheime Aktivitäten ständen. Knapp 
7 Prozent stimmen dem voll und ganz, 23 Prozent 
eher zu. Während dies nur 18 Prozent all jener an-
nehmen, die bei der nächsten Wahl der SPD ihre 
Stimme geben würden, trifft dies auf 26 Prozent 
der Grünen-Wähler, 32 Prozent der CDU Wähler 
und 37 Prozent der Anhänger der LINKEN zu (je 
„stimme voll und ganz“ sowie „stimme eher der 
Aussage zu“). Am stärksten jedoch stimmen wie-
derum voll und ganz oder eher die Wähler der 
AfD der Aussage zu, dass geheime Aktivitäten 
Ursache scheinbar unabhängiger Ereignisse seien 
(56 Prozent). 

Diese Anzeichen von Verschwörungsdenken 
verstärken sich noch dadurch, dass über 43 Pro-
zent sicher seien, dass es geheime Organisatio-
nen gebe, die großen Einfluss auf politische Ent-
scheidungen hätten. Dem stimmen 18 Prozent 
voll und ganz sowie 26 Prozent eher zu. Hier sind 
jedoch die potenziellen FDP- (mit 28 Prozent) 
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bzw. Grünen-Wähler (34 Prozent) diejenigen, die 
am wenigsten dieser Aussage zustimmen, wäh-
rend die Anhänger der SPD mit 41 Prozent und 
der LINKEN mit 58 Prozent dieser These voll und 
ganz sowie eher zustimmen. Am stärksten nei-
gen mit 74 Prozent auch hier die Anhänger der 
AfD zu der Aussage, dass geheime Organisatio-
nen großen Einfluss auf politische Entscheidun-
gen hätten.

Im Gegensatz zur Frage nach der staatli-
chen Überwachung sind 
es nun, neben den Kon-
fessionslosen mit 21 Pro-
zent, die Mitglieder der 
evangelischen Glaubens-
gemeinschaften, die mit 
einem Fünftel am zweit-
häufigsten voll und ganz 
der Aussage zustimmen, 
dass geheime Organisa-
tionen großen Einfluss 
auf politische Entschei-
dungen hätten. Aber auch 
hier sind mit 17 Prozent 
(2 Fälle) wieder verstärkt 
Angehörige nicht-christ-
licher Konfessionen voll 

und ganz davon überzeugt, dass geheime Orga-
nisationen großen Einfluss auf die Politik hätten.

Fasst man alle drei Fragen – Zustimmung zur 
Überwachung staatlicher Behörden, Zusammen-
hang von Ereignissen aufgrund geheimer Aktivi-
täten sowie Glaube an Einfluss geheimer Institu-
tionen auf politische Entscheidungen – zu einem 
Verschwörungs-Index zusammen, so ergibt sich 
hinsichtlich der Parteineigung ein etwas über-
sichtlicheres Bild. Voll und ganz oder eher stim-
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men allen drei Aussagen in Niedersachsen ledig-
lich 3 Prozent der Anhänger der SPD zu, 7 Pro-
zent der CDU-Wähler, 6 Prozent der Grünen und 
6 Prozent der LINKEN. Herausragen hier sowohl 
die Anhänger der AfD mit 17 Prozent als auch 
diejenigen sonstiger Parteien mit knapp 20 Pro-
zent Zustimmung (voll und ganz sowie eher) zu 
allen drei verschwörungstheoretischen Konstruk-
tionen. 

Auch zeigt sich bei der Bevölkerung Nieder-
sachsens, was sich in anderen Studien bereits 
angedeutet hat: dass eher Männer als Frauen zum 
Verschwörungsglauben neigen und auch eher 
Personen mit einer niedrigen Bildung, also mit 
und ohne Haupt- oder Volksschulabschluss ge-
genüber Personen mit einem Realschulabschluss 
oder Abitur. Demgegenüber scheint eine konfes-
sionelle Bindung, gleich welcher Couleur, nicht 
vom Verschwörungsglauben zu befreien.
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Vertrauen

Unsere Befragung bestätigt Befunde30, denen zu-
folge vor allem das Bundesverfassungsgericht ein 
hohes Vertrauen genieße: 39 Prozent vertrauen 
dieser Institution stark und 37 Prozent vertrauen 
ihr eher. Dagegen misstraut so gut wie niemand 
dem höchsten deutschen Gericht (lediglich 3 Pro-
zent misstrauen eher oder stark).31 Ähnlich hohe 
Vertrauenswerte erhält auch die Polizei: 37 Pro-
zent vertrauen ihr stark und 48 Prozent vertrauen 
ihr eher. Zum Vergleich: In Thüringen schenkten 
im Jahr 2018 der Polizei rund 70 Prozent dieses 
Maß an Vertrauen,32 in Brandenburg 2018 59 Pro-
zent,33 in Sachsen 2017 73 Prozent34 und in Sach-
sen-Anhalt 2018 73 Prozent35. Diese Zahlen un-
terstreichen, wie viel Vertrauen die Polizei in 
Niedersachsen genießt. Besonders deutlich wird 
dies, wenn die Kategorien „vertraue stark“ und 
„vertraue eher“ zusammengefasst werden: Dann 
führt die niedersächsische Polizei mit 85 Prozent 
die Rangfolge derjenigen Institutionen aus Exe-
kutive, Legislative und Judikative, denen vertraut 
wird, noch vor dem Bundesverfassungsgericht 
(mit 76 Prozent) deutlich an. 

Zwar genießt auch der Verfassungsschutz ein 
relativ großes Vertrauen – 13 Prozent vertrauen 

ihm stark bzw. 39 Prozent vertrauen ihm eher. 
Aber mehr als jeder Fünfte misstraut dieser Ins-
titution auch, genauer: 15 Prozent misstrauen ihm 
eher und 7 Prozent misstrauen ihm stark. Gleich-
wohl hält diese Institution, der in der öffentlichen 
Wahrnehmung wenig Vertrauen entgegengebracht 
wird, bei der Betrachtung, welcher Institution man 
sehr stark vertraue, mit 13 Prozent den 5. Rang-
platz. Nur den öffentlich-rechtlichen Medien 
(15 Prozent), der Landesregierung (16 Prozent) und 
eben der Polizei sowie dem Bundesverfassungs-
gericht wird mehr direktes Vertrauen geschenkt. 
Damit liegt der Verfassungsschutz noch vor den 
Gewerkschaften (10 Prozent), der Bundesregie-
rung (9 Prozent), der gedruckten Tagespresse 
(7 Prozent), dem EU-Parlament (6 Prozent), Reli-
gionsgemeinschaften, Unternehmen, Politikern, 
Parteien oder sozialen Medien. 

Das Vertrauen oder Misstrauen gegenüber Po-
litikern und Parteien ist indifferent. Sowohl Politi-
ker als auch Parteien genießen weder besonders 
großes Vertrauen noch wird ihnen offen miss-
traut. Zu beiden Gruppen jeweils befragt, zeigen 
sich die Bürger in Niedersachsen zu großen Tei-
len unentschlossen.36 Insgesamt vertrauen stark 
oder eher 31 Prozent den Politikern und 30 Pro-
zent den Parteien. Dennoch gibt es hierbei zwei 
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Auffälligkeiten: Erstens liegen sowohl Politiker als 
auch Parteien bei den Vertrauensfragen auf den 
hinteren Rängen – geringere Werte haben nur 
noch Unternehmen, Religionsgemeinschaften und 
soziale Medien –; zweitens schneiden Parteien 
im Vergleich zu Brandenburg (Vertrauen sehr 
groß und groß bei 8 Prozent)37, Sachsen-Anhalt 
(14 Prozent)38 und Sachsen (23 Prozent)39 deutlich 
besser ab. Auch im Vergleich zu den 16 Prozent 
weitgehender und voller Vertrauensbekundung an 
die Politiker in Sachsen-Anhalt sind die nieder-
sächsischen Politiker mit 31 Prozent deutlich bes-
ser bei ihren Wählern gelitten als in anderen Län-
dern.

Anders sieht es demgegenüber bei der Bun-
desregierung aus: Ihr vertrauen mehr als die 
Hälfte – 9 Prozent stark und 44 Prozent eher. An-
dererseits misstraut ihr mehr als jeder Fünfte – 
14 Prozent eher und 7 Prozent stark. Im direkten 
Vergleich schneidet die niedersächsische Landes-
regierung klar besser ab. Eine deutliche Mehrheit 
vertraut ihr stark (16 Prozent) oder eher (46 Pro-
zent), während ihr gleichzeitig noch deutlich we-
niger (9 Prozent) stark und eher misstrauen als 
der Bundesregierung (21 Prozent). Schaut man 
auf das Vertrauen insgesamt – also die Zustim-
mung zu „vertraue stark“ und „vertraue eher“ –, 

steht die Niedersächsische Landesregierung mit 
62 Prozent auf Platz drei und damit 9 Prozent-
punkte vor der Bundesregierung (52 Prozent). Da-
mit ist die Bevölkerung in Niedersachsen aktu-
ell mit ihrer Landesregierung deutlich zufriedener 
als jene in Brandenburg (27 Prozent)40, Thüringen, 
Sachsen-Anhalt (je 36 Prozent)41 und Sachsen 
(51 Prozent)42. 

Von den politisch-parlamentarischen Ins-
tanzen erhält das EU-Parlament am wenigsten 
Vertrauen. Zwar vertrauen fast die Hälfte dem 
EU-Parlament – 6 Prozent stark und 40 Prozent 
eher. Aber auch mehr als jeder Fünfte misstraut 
dieser Institution – 15 Prozent eher und 7 Prozent 
stark. Diese Vertrauenswerte sind im Länderver-
gleich beispielsweise mit Sachsen deutlich höher: 
Dort vertrauen lediglich 28 Prozent dem Europäi-
schen Parlament.43

Das Vertrauen gegenüber den Religionsge-
meinschaften ist in Niedersachsen eher gespal-
ten. Zwar vertraut ihnen jeder Vierte – 5 Prozent 
stark und 21 Prozent eher –; aber zugleich miss-
traut mehr als jeder Dritte den Religionsgemein-
schaften – 24 Prozent eher und 14 Prozent stark. 
Religionsgemeinschaften nehmen in Niedersach-
sen in der Bewertung des Institutionenvertrauens 
mit Platz 13 insgesamt auch den vorletzten Rang 
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ein – nur die sozialen Medien schneiden noch 
schlechter ab.

Das Vertrauen in Unternehmen ist gespalten. 
Während ihnen mehr als jeder Vierte vertraut 
– 5 Prozent stark und 23 Prozent eher –, miss-
traut den Unternehmen fast jeder Dritte – 22 Pro-
zent eher und 7 Prozent stark.

Demgegenüber genießen die Gewerkschaf-
ten ein höheres Vertrauen. Während insgesamt 
28 Prozent den Unternehmen vertrauen, genie-
ßen die Gewerkschaften mit fast 52 Prozent das 
Vertrauen von mehr als der Hälfte – 10 Prozent 
vertrauen ihnen stark und 42 Prozent eher, wäh-
rend 14 Prozent eher und 4 Prozent stark den Ge-
werkschaften misstrauen.

Wie beurteilen die Niedersachsen die Medi-
enlandschaft? Das größte Vertrauen genießen 
die öffentlich-rechtlichen Medien: 15 Prozent ver-
trauen ihnen stark und 42 Prozent eher. Knapp 
dahinter liegt die gedruckte Tagespresse, der 
7 Prozent stark und 46 Prozent eher vertrauen. 
Der Tagespresse wird zugleich aber auch (eher 
und stark) misstraut als den öffentlich-recht-
lichen Medien (18 Prozent). Das größte Miss-
trauen erfahren die sozialen Medien: Fast nie-
mand bekennt sich dazu, ihnen in irgendeiner 
Weise Vertrauen entgegenzubringen. Stattdessen 
misstrauen mehr als drei Viertel diesen Medien 
(78 Prozent) – 32 Prozent eher und 46 Prozent 
stark. Die sozialen Medien liegen damit, wie be-
reits betont, weit abgeschlagen hinter allen ande-
ren Institutionen auf dem letzten Rangplatz.
Das Vertrauen in Medien ist insofern wichtig, als 
Medien eine wichtige Informationsquelle darstel-
len. Zwar meinen in Niedersachsen 74 Prozent, 
dass auch persönliche Gespräche eine wichtige 
Informationsquelle über das politische Geschehen 
seien; aber noch mehr nutzen hierfür Fernsehen 
(86 Prozent) und annähernd gleich viele Tages-
zeitungen (75 Prozent) sowie Radio (73 Prozent). 
Danach folgen Seiten von Zeitschriften und Zei-
tungen im Internet (53 Prozent) sowie gedruckte 
Zeitschriften und Magazine (50 Prozent). Soziale 
Medien im Internet nutzen lediglich 26 Prozent in 
Niedersachsen als Quelle von Informationen über 
Politik. 

Demokratie

Mit dem Niedersächsischen Demokratie-Moni-
tor soll über die einfache Frage nach der Zufrie-
denheit mit der Demokratie hinaus ein genaueres 
und vielschichtiges Bild der Demokratie-, Ge-
sellschafts- und Politikvorstellungen gezeichnet 
werden. Aus diesem Grund orientieren wir uns 
zwar an klassischen Fragen zur Demokratie aus 
anderen Studien, gehen aber auch darüber hin-
aus. So wurde in zwei offenen Fragen erfasst, was 
aus Sicht der Bevölkerung in Niedersachsen der 
größte Vorteil und was der größte Nachteil von 
Demokratie sei. 

Fast alle Befragten (94 Prozent ungewichtet) 
konnten einen direkten Vorteil der Demokratie 
nennen. Lediglich ein kleiner Teil der Befragten 
(3 Prozent ungewichtet) kann in der Demokra-
tie keinen Vorteil erkennen oder gibt auf diese 
Frage gar keine Antwort (4 Prozent ungewichtet). 
Betrachtet man die Zahlen jedoch gewichtet, se-
hen in Niedersachsen immerhin 5 Prozent keinen 
Vorteil in der Demokratie.

Werden Vorteile gesehen, wird in Niedersach-
sen am häufigsten die Meinungsfreiheit genannt 
(30 Prozent gewichtet), gefolgt von der Möglich-
keit zur politischen Teilhabe (18 Prozent), der Frei-
heit (10 Prozent), den Grundprinzipien eines de-
mokratischen politischen Systems – also Ge-
waltenteilung, Wahlrecht, Rechtssicherheit u. Ä. 
– (10 Prozent) sowie der Gleichberechtigung – 
also Gleichheit und Gerechtigkeit im Allgemei-
nen – (9 Prozent). Daran schließen sich die Vor-
stellungen von Gewaltfreiheit (4 Prozent), sozia-
ler Gerechtigkeit (4 Prozent) und Volksherrschaft 
im Allgemeinen (3 Prozent) an, während Frieden 
(2 Prozent) und Expertenherrschaft (0,2 Prozent) 
auf eher abgeschlagenen Plätzen landen.

Deutlich weniger Befragte können einen Nach-
teil der Demokratie benennen. Ein gutes Drittel 
(34 Prozent ungewichtet) sehen keinen Nachteil 
in der Demokratie. Keine verwertbare Antwort ge-
ben hier 10 Prozent. Insgesamt benennen 59 Pro-
zent der Befragten einen Nachteil der Demokratie. 
Schaut man auf die gewichteten Daten, können 
in Niedersachsen sogar 41 Prozent keinen Nach-
teil an der Demokratie finden. Mit deutlichem 
Abstand zu anderen Kritiken wurde am häufigs-
ten Kritik an den Entscheidungsprozessen ge-
äußert (21 Prozent gewichtet) – sie dauerten zu 
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lange, hingen von Medienkonjunkturen ab oder 
würden in einem umfassenden Diskussionspro-
zess oder in den Verwaltungsmühlen zermahlen. 
Auf Platz zwei folgt mit 8 Prozent die Kritik an 
der Qualität der Politiker (hier wurden ihre Ent-
scheidungsschwäche, ihre potenzielle Korrum-
pierbarkeit und ihre mangelnde Responsivität ad-
ressiert) und mit 6 Prozent die wahrgenommene 
Differenz zwischen Anspruch und Wirklichkeit, 
wie die Demokratie der Idee nach funktionieren 
sollte und welche Grenzen in der Realität gesetzt 
seien. 5 Prozent sehen einen Nachteil der Demo-
kratie in der Ausgestaltung des politischen Sys-
tems, d. h. im Fehlen einer direkten Demokratie, 
in der wahrgenommenen Parteienherrschaft bzw. 
der Zersplitterung des Parteiensystems. Ebenfalls 
5 Prozent sehen in dem beeinflussbaren, unkriti-
schen oder politikverdrossenen Bürger den ent-
scheidenden Nachteil der Demokratie (negatives 
Bürgerbild); und immerhin 4 Prozent bekunden 
im Rahmen dieser offenen Frage eine dezidierte 
Ablehnung der Idee der Demokratie. Lediglich ein 
geringer Teil in Niedersachsen (2 Prozent) sieht 
als Nachteil, dass auch die Feinde der Demokra-
tie Freiheitsrechte hätten, und fürchtet „Radikale“, 
Rechtsruck und Populismus. Ein gleich großer Teil 
(ebenfalls 2 Prozent) sieht als Nachteil der Demo-

kratie einen zu großen Spielraum für Konzerne 
bzw. Lobbyismus. Die Möglichkeit der Einwande-
rung in ein demokratisches System halten in Nie-
dersachsen bloß 2 Prozent für einen Nachteil der 
Demokratie.

Eben weil Demokratie ein „wanderungsfreudi-
ge[r]“44 Begriff ist, sind die freien Assoziationen 
zu ihren Vor- und Nachteilen aufschlussreich. Zu-
nächst zeigen die Daten, dass der vielfach prokla-
mierte „weitreichende prozedurale Konsens“, der 
als Basis für die Zustimmung zur und Akzeptanz 
von Demokratie gilt,45 für die Niedersachsen nicht 
der entscheidende Vorteil der Regierungsform zu 
sein scheint. Vielmehr scheint die ausgemachte 
Dysfunktionalität der demokratischen Entschei-
dungsprozesse als entscheidender Nachteil der 
Demokratie gesehen zu werden. Diese Perspek-
tive scheint sich auch in einer Kritik des „Ist-Zu-
standes“ von demokratischer Praxis zu überset-
zen. 

Zunächst einmal zeigen sich beinahe die 
Hälfte der Niedersachsen mit dem Zustand der 
Demokratie in Deutschland allgemein zufrieden – 
10 Prozent sind sehr und 35 Prozent eher zufrie-
den mit dem Zustand der Demokratie. Ein bei-
nahe gleich großer Anteil (40 Prozent) ist zu-
mindest teilweise zufrieden. Eher oder sehr un-

10%

35%

40%

8% 7%

sehr zufrieden eher zufrieden teils/teils eher unzufrieden sehr unzufrieden

Zufriedenheit mit dem Zustand der Demokratie

gewichtete Angaben von 996 Befragten
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zufrieden mit dem Zustand der Demokratie in 
Deutschland sind demgegenüber nur 8 und 
7 Prozent. Zum Vergleich wieder Ergebnisse aus 
anderen Bundesländern: In Sachsen waren 2017 
mehr Menschen mit dem Zustand der Demokra-
tie, wie sie in der Praxis funktioniere, sehr oder 

eher zufrieden –  zusammen-
genommen 60 Prozent.46 Und 
auch in Thüringen waren 2018 
mit 55 Prozent mehr Menschen 
mit der demokratischen Praxis 
zufrieden.47 Lediglich in Sach-
sen-Anhalt waren 2018 we-
niger Menschen mit der Art 
und Weise, wie Demokratie in 
Deutschland funktioniere, zu-
frieden – dort waren es ledig-
lich 41 Prozent.48

Schaut man auf die Demo-
kratiezufriedenheit bei unter-
schiedlichen Parteien, so stellt 
man fest, dass in Niedersach-
sen die Wähler der Grünen mit 
59 Prozent sehr oder eher zu-
frieden sind mit der Demo-
kratie, gefolgt von den Wäh-
lern der CDU (58 Prozent) 
und der FDP (50 Prozent). Bei 
den Wählern der LINKEN und 
der AfD gaben dagegen nur 
32 Prozent (DIE LINKE) und 
6 Prozent (AfD) an, mit dem 
Zustand der Demokratie zu-
frieden zu sein. Gleichfalls sind 
unter den Wählern dieser Par-
teien die Anteile der Unzu-
friedenen mit 33 Prozent (DIE 
LINKE) und 58 Prozent (AfD) 
sogar größer als die der Zu-
friedenen. Dabei ist die Un-
zufriedenheit bei den Wäh-
lern der LINKEN letztlich deut-
lich tief sitzender als bei den 
Anhängern der AfD. Hier sind 
lediglich 15 Prozent sehr un-
zufrieden, während dies auf 
nahezu 21 Prozent der LIN-
KE-Wähler zutrifft. Interessant 
ist, dass in Niedersachsen ge-
rade die Jüngeren zufriedener 

sind (98 Prozent der unter 20-Jährigen sind sehr 
oder eher zufrieden) als die Älteren: Unter den 
30–65-Jährigen sind lediglich 28–41 Prozent mit 
dem Zustand der Demokratie zufrieden, aber 16–
23 Prozent unzufrieden. Erst in der Altersgruppe 
ab 65 Jahren ist die Zufriedenheit wieder größer 
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13%

19%
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Sonstige
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Grüne
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Mit dem Zustand der Demokratie sehr 
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gewichtete Angaben von 801 Befragten
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(59 Prozent) und die Unzufriedenheit deutlich ge-
ringer (9 Prozent).

In Niedersachsen zeigt sich auch, dass ein hö-
herer Schulabschluss tendenziell zu einem grö-
ßeren Anteil an mit der Demokratie zufriedenen 
Bürgern führt.

Interessant ist der Unterschied der Demokra-
tiezufriedenheit zwischen Unorganisierten, d. h. 
Personen, die weder in Vereinen, Gewerkschaften, 
Kirchen noch Parteien Mitglied sind, und Hoch-
organisierten, d. h. jenen, die sowohl in Vereinen 
als auch in Gewerkschaften und Kirchen Mitglied 
sind.49 Während die Hochor-
ganisierten mit 41 Prozent et-
was weniger zufrieden mit 
dem Zustand der Demokra-
tie sind (sehr und eher zufrie-
den) als die Unorganisierten 
mit 44 Prozent, sind diese je-
doch mit 13 Prozent deutlich 
unzufriedener (sehr und eher) 
als die Hochorganisierten mit 
5 Prozent. 

Wird nach Aktiven in den 
Organisationen unterschieden, 
ist festzustellen, dass aktive 
Gewerkschaftsmitglieder mit 

18 Prozent am stärksten mit der Demokratie un-
zufrieden sind, während dies lediglich auf 8 Pro-
zent der aktiven Mitglieder in Religionsgemein-
schaften und auf 7 Prozent der aktiven Parteimit-
glieder zutrifft.

Diejenigen, die davon ausgehen, dass die Po-
litik die Probleme der Gesellschaft wahrnehme, 
sind mehrheitlich mit der Demokratie zufrieden, 
während nahezu ein Viertel all jener, die davon 
ausgehen, dass die Politik die Probleme ignoriere, 
mit der Demokratie unzufrieden sind. 
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DIE LINKE
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Das weist darauf hin, dass in Niedersachsen 
die wahrgenommene Per formanz der Politik mit 
der Demokratiezufriedenheit zusammenhängt. Die 
Zuschreibung zur Politik, die anstehenden ge-
sellschaftlichen Probleme auch lösen zu können, 
scheint demgegenüber nicht so stark mit der De-
mokratiezufriedenheit zusammenzuhängen: Hier 
sind diejenigen, die davon ausgehen, dass Politik 
die Probleme auch lösen könne, bloß um 6 Pro-
zentpunkte zufriedener mit der Demokratie als 
jene, die der Politik diese Kompetenz absprechen. 
Welche Vorstellungen haben die Bürger in Nie-
dersachsen von der Demokratie und was verbin-
den sie mit ihr? Dazu haben wir danach gefragt, 
welche Aspekte aus ihrer Sicht zu einer Demo-
kratie dazugehören und welche eher nicht dazu-
gehören.

Es gibt eine Reihe von Aspekten, die für eine 
sehr große Mehrheit zum Wesen der Demokratie 
gehören. Hierzu zählen etwa die Möglichkeit ei-
nes Machtwechsels durch Wahlen, die für 79 Pro-
zent der Bevölkerung in Niedersachsen unbedingt 
und 15 Prozent eher zu einer Demokratie dazu-
gehört, die Meinungsfreiheit, die 89 Prozent un-
bedingt und 10 Prozent eher als Kern der Demo-
kratie ansehen, oder auch die Gewaltenteilung, 
also die Trennung und Unabhängigkeit von Ge-
setzgebung, Regierung und Rechtsprechung, die 
für 70 Prozent unbedingt und für 19 Prozent eher 
zur Demokratie gehöre. Fast genauso viele identi-
fizieren die Demokratie in ihrer Vorstellung aber 
auch mit der Kompromissfähigkeit bei politischen 
Entscheidungen oder dem Respekt vor Anders-
denkenden. Eine deutliche Mehrheit verbindet 
mit der Demokratie gleichfalls das Recht von Min-
derheiten, nach eigenen Regeln zu leben, solange 
dadurch keine allgemeinen Grundrechte verletzt 
werden – dies zählen immerhin 49 Prozent der 
Befragten unbedingt und 40 Prozent eher zu ei-
ner Demokratie dazu.50 Eine ähnliche Verteilung 
haben auch die Aspekte der Chancengleichheit 
und die informationelle Selbstbestimmung. Nicht 
zuletzt sehen auch fast alle die soziale Marktwirt-
schaft als zur Demokratie gehörig an – 49 Pro-
zent zählen sie unbedingt und 40 Prozent eher 
dazu. Demgegenüber sehen lediglich 7 Prozent 
die Marktwirtschaft eher nicht und 2 Prozent gar 
nicht als der Demokratie zugehörig an.

Daneben gibt es aber auch Aspekte, die zwar 
ebenfalls mehrheitlich mit der Demokratie ver-

bunden werden, aber durchaus umstritten zu sein 
scheinen, weil auf der anderen Seite auch ein re-
lativ großer Anteil der Niedersachsen diese As-
pekte gerade nicht als der Demokratie zugehö-
rig ansieht. Hierzu zählt etwa die Durchführung 
von Volksentscheiden auf Bundesebene, die zwar 
eine Mehrheit befürwortet, aber fast jeder Sechste 
(14 Prozent eher, 2 Prozent überhaupt) nicht der 
Demokratie zugehörig erachtet. Ähnliches gilt für 
die Möglichkeit, Konflikte offen auszutragen, die 
zwar 43 Prozent unbedingt und 36 Prozent eher 
mit der Demokratie in Verbindung bringen, aber 
auch 15 Prozent eher nicht und 4 Prozent über-
haupt nicht als der Demokratie zugehörig an-
sehen. Auch die Vorstellung, dass im Parlament 
alle Bevölkerungsgruppen repräsentiert sein sol-
len, oder Leistungsgerechtigkeit (diejenigen, die 
mehr leisten, sollen auch mehr bekommen) wird 
von 12 bzw. sogar 20 Prozent der Niedersachsen 
eher oder gar nicht als der Demokratie zugehörig 
empfunden. Nicht zuletzt zeigt sich diese Auftei-
lung auch bei der Solidarität im Sinne des An-
spruchs Hilfsbedürftiger auf Fürsorge und vor al-
lem bei der Frage des Gewaltmonopols des Staa-
tes, was 17 Prozent (Solidarität) und sogar 30 Pro-
zent (Gewaltmonopol) eher oder gar nicht als der 
Demokratie zugehörig ansehen.

Vor allem bei zwei Aspekten ist die Zuge-
hörigkeit zur Demokratie unter den Niedersach-
sen sehr umstritten. Der eine Aspekt betrifft die 
Frage, ob Experten über grundlegende Probleme 
der Gesellschaft entscheiden sollten. Eine deut-
liche Mehrheit (13 Prozent unbedingt, 44 Pro-
zent eher) findet, dass dies zur Demokratie dazu-
gehöre; aber eine kaum kleinere Minderheit hat 
eine gegenteilige Sicht und meint, dass Experten-
tum zu 34 Prozent eher nicht und zu 8 Prozent 
gar nicht zur Demokratie gehöre. Ein zweiter um-
strittener Punkt ist die Zugehörigkeit einer natio-
nalen Leitkultur zur Demokratie. Fast zwei Drittel 
(64 Prozent) in Niedersachsen finden, dass eine 
nationale Leitkultur unbedingt oder eher zur De-
mokratie dazugehöre. Aber auch mehr als ein 
Drittel (36 Prozent) meinen, dass eine nationale 
Leitkultur gerade nicht zur Demokratie gehöre.

Wie die anderen Demokratie-Monitore sind 
auch wir auf der Suche nach bestimmten Demo-
kratie-Typen. Diese sollen jedoch nicht formal da-
ran bestimmt werden, ob man mit der Demokratie 
als Idee, der demokratischen Verfassung und der 
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Demokratie, wie sie funktioniert, übereinstimmt. 
Es geht also nicht, wie beispielsweise im Thürin-
gen-Monitor, um zufriedene Demokraten (Zustim-
mung zur Demokratie als Idee und wie sie funk-
tioniert), um unzufriedene Demokraten (Zustim-
mung zur Demokratie als Idee, aber unzufrieden 
damit, wie sie in der Verfassung funktioniert), um 
Demokratieskeptiker (keine Zustimmung zur Idee 
der Demokratie an sich, aber zufrieden damit, wie 
sie funktioniert) oder gar Antidemokraten (keine 
Zustimmung zur Idee der Demokratie und unzu-
frieden damit, wie sie funktioniert).51 Die offene 
Frage nach den Vor- und Nachteilen der Demo-
kratie hat, wie auch die Forschungsliteratur zum 
Komplex „Demokratie“ unterstreicht, gezeigt, dass 
der Begriff nicht nur enorm vielschichtig und mit 
historischen Bezügen aufgeladen ist, sondern 
gleichsam eine Assoziationshülse darstellt: Unter 
„Demokratie“ wird jeweils Unterschiedliches ver-
standen. 

Dennoch deuten unsere Daten, ähnlich wie 
andere Untersuchungen52, darauf hin, dass die 
Befragten einen bestimmten Kern der Demokratie 
identifizieren, der unstrittiger ist als andere Be-
standteile. Meinungsfreiheit, Respekt vor Anders-
denkenden, Chancengleichheit und Machtwech-
sel durch Wahlen gehören jedenfalls für drei Vier-
tel der Niedersachsen unbedingt zur Demokra-
tie dazu und sind weniger umstritten als andere 
in unserer Befragung vorgegebene Elemente wie 
politische Entscheidung durch Experten, Solida-
rität, Minderheitenrechte, Leistungsgerechtigkeit 
oder soziale Marktwirtschaft. Wobei sich die vor-
gegebenen Elemente einer Demokratie einerseits 
an den Dahl’schen Minimalkriterien orientieren53 
und andererseits zentrale Elemente der aktuel-
len Diskussionen aufgreifen, wie die Verlagerung 
der politischen Entscheidungen an Experten, die 
verstärkte Forderung nach Volksentscheiden, das 
Verhältnis einer sogenannten Leitkultur zu hete-
rogenen Gesellschaften oder Minderheitenrechte. 
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Frage 1. Können Sie mir bitte sagen, in welchem Bundesland Sie wohnen?

Frage 2.  Zunächst einmal: Wie wohl fühlen Sie sich in der Region, in der Sie leben? 
Fühlen Sie sich:

Sehr wohl
Eher wohl 
Teils / teils 
Eher unwohl 
Sehr unwohl 
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 3.  Unabhängig von Ihrem Wohnort – Wenn Sie jetzt einmal an Ihre Freunde 
und guten Bekannten denken: Freunde und gute Bekannte können sehr 
ähnlich sein, wie man selbst oder auch sehr unterschiedlich. Wie ist es bei 
Ihnen? Was würden Sie sagen: 

Die Mehrheit ist mir ähnlich 
Die Mehrheit ist mir unähnlich 
Weder das eine noch das andere 
SPONTAN: Habe keine Freunde / gute Bekannte 
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 4.  Wie viele Ihrer Freunde und Bekannte haben eine andere Religion oder 
Konfession als Sie:

Keiner
Sehr wenige
Einige
Viele
Alle
SPONTAN: kann ich nicht genau sagen
 ** Keine Antwort **

Anhang: Fragebogen
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Frage 5.  Und wie viele Ihrer Freunde und Bekannte haben eine andere Nationalität 
als Sie?

Keiner
Sehr wenige
Einige
Viele
Alle
SPONTAN: kann ich nicht genau sagen
 ** Keine Antwort **

Frage 6.  Nun von Freunden und Bekannten zu Ihnen unbekannten Personen. Wenn 
Sie einer Ihnen unbekannten Person begegnen, die von ihrem Aussehen 
oder Verhalten auf Sie sehr ungewöhnlich oder fremd wirkt, was für Gefühle 
löst das bei Ihnen aus?

Finden Sie das eher interessant
Oder fühlen Sie sich eher gestört
SPONTAN: kommt auf die Situation an

Frage 7.  Jetzt kommen wir zu Mitgliedschaften und Aktivitäten in Vereinen oder ande-
ren Vereinigungen. Sind Sie Mitglied in kulturellen oder sportlichen Vereinen?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 8.  Und arbeiten Sie in diesen Vereinen auch aktiv mit?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 9.  Sind sie Mitglied in einer Gewerkschaft oder beruflichen Interessenvertre-
tung?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 10. Und arbeiten Sie dort auch aktiv mit?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **
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Frage 11.  Sind Sie in einer kirchlichen-religiösen oder weltanschaulichen Vereinigung 
oder Gemeinschaft?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 12.  Und arbeiten Sie dort auch aktiv mit?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 13.  Sind Sie Mitglied einer politischen Partei?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 14.  Und arbeiten Sie dort auch aktiv mit?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 15.  Jetzt wollen wir zu einem ganz anderen Thema kommen: Was ist aus Ihrer 
Perspektive zurzeit das wichtigste Problem in Deutschland, das die Politik 
angehen sollte?

kein Problem genannt
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 16.  Gibt es noch ein weiteres Problem, das Ihnen wichtig ist und das die Politik 
angehen sollte?

kein 2. Problem genannt
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 17.  Nimmt die Politik diese Probleme überhaupt wahr oder ignoriert sie sie?

Nimmt sie wahr    11  30.6  30.6
Ignoriert sie     25  69.4  69.4
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **



FoDEx-Studie | Niedersächsischer Demokratie-Monitor 2019

Anhang: Fragebogen

56

Frage 18.  Und was meinen Sie: Kann die Politik diese Probleme überhaupt lösen?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 19.  Wie sehr interessieren Sie sich für Politik? Interessieren Sie sich:

sehr stark
stark
mittelmäßig
wenig
oder gar nicht für Politik
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 20.  Es gibt neben dem Wählen weitere Möglichkeiten, politischen Einfluss zu 
nehmen, darunter auch solche, die nicht alle Bürger gutheißen. Ich lese Ih-
nen jetzt eine Liste mit den verschiedenen Möglichkeiten vor. Sagen Sie 
mir bitte mit „Ja“ oder „Nein“, ob Sie diese Möglichkeit schon genutzt ha-
ben.

Bei einer Unterschriftensammlung unterschreiben
Im Internet seine politische Meinung kundtun
An einem Volksbegehren oder Bürgerentscheid teilneh-
men
An einer Demonstration teilnehmen
Sich direkt an einen Politiker oder eine Politikerin wen-
den
In einer Bürgerinitiative oder einem politisch tätigen 
Verein mitarbeiten
Bei einem Boykott mitmachen, also bestimmte Waren 
oder Geschäfte aus politischen Gründen meiden
Eine Demonstration politischer Gegner blockieren

Frage 21.  Nun geht es noch einmal um das Internet: Haben Sie schon einmal in Inter-
netforen oder sozialen Medien über Politik diskutiert?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **
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Frage 22.  Haben Sie schon einmal einen politischen Beitrag im Internet kommentiert, 
z. B. über die Kommentarfunktion?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 23.  Haben Sie sich schon einmal im Internet über Politiker beschwert?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 24.  Glauben Sie, dass der einzelne Bürger durch seine oder ihre Aktivitäten 
Einfluss auf die Politik nehmen kann?

Nein, der einzelne Bürger hat keinen Einfluss auf die 
Politik
Ja, auch der einzelne Bürger hat einen Einfluss auf die 
Politik
Ja, aber das gilt nur, wenn andere Gleichgesinnte mit-
machen
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 25.  Jetzt würde ich gerne wissen, ob Sie sich Situationen vorstellen können, in 
denen Gewalt in politischen Auseinandersetzungen gerechtfertigt ist. Mei-
nen Sie:

Ja, Gewalt ist zur Erreichung der eigenen politischen 
Ziele gerechtfertigt
Ja, Gewalt ist gerechtfertigt, aber nur als Reaktion auf 
Gewalt der Gegenseite 
Nein, Gewalt ist nie gerechtfertigt
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 26.  Viele Leute verwenden die Begriffe Links und Rechts, wenn es darum geht, 
unterschiedliche Einstellungen zu kennzeichnen. Wenn Sie an Ihre eigenen 
politischen Ansichten denken, wo würden Sie diese auf einer Skala von 
1 bis 11 einstufen? 1 bedeutet sehr „links“, 6 ist genau die Mitte und 11 be-
deutet sehr „rechts“.

SPONTAN: kann mich nicht einordnen
SPONTAN: will mich nicht einordnen
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **
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Frage 27. Haben Sie an der letzten Landtagswahl in Niedersachsen im Oktober 2017 
teilgenommen?

Ja
Nein, habe ich nicht
Nein, ich war nicht wahlberechtigt
SPONTAN: Ich kann mich nicht mehr erinnern
SPONTAN: Dazu möchte ich nichts sagen
 ** Keine Antwort **

Frage 28.  Welche Partei haben Sie damals gewählt? 

CDU
SPD
FDP
Grüne / Bündnis 90
Die Linke
AfD / Alternative für Deutschland
Sonstige
SPONTAN: weiß ich nicht mehr
SPONTAN: Dazu möchte ich nichts sagen
 ** keine Antwort **

Frage 29.  Und wenn am nächsten Sonntag in Niedersachsen Landtagswahl wäre, wür-
den Sie sich dann voraussichtlich an der Wahl beteiligen?

Ja
Nein, habe ich nicht
Nein, ich war nicht wahlberechtigt
SPONTAN: Dazu möchte ich nichts sagen
 ** Keine Antwort **

Frage 30.  Und welche Partei würden Sie dann wählen?

CDU
SPD
FDP
Grüne / Bündnis 90
Die Linke
AfD / Alternative für Deutschland
Sonstige
SPONTAN: Dazu möchte ich nichts sagen
 **weiß nicht** keine Antwort **
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Frage 31.  Wenn Sie sich über das politische Geschehen informieren wollen, welche 
der folgenden Informationsquellen nutzen Sie dann? Wo informieren Sie 
sich über Politik?

In Tageszeitungen (gedruckt oder als als ePaper)
In Zeitschriften oder Magazinen (gedruckt oder als ePa-
per), wie z. B. Spiegel, Focus o. ä.
Auf Seiten von Zeitungen und Zeitschriften im Internet
Im Radio
im Fernsehen
Durch persönliche Gespräche mit Freunden, Verwandten 
oder Kollegen
In sozialen Medien im Internet, z. B. Facebook o. ä.
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 32.  Nun kommen wir zum Thema Demokratie. Wie zufrieden sind Sie allgemein 
mit dem Zustand der Demokratie in Deutschland?

Sehr zufrieden
Eher zufrieden
Teils /  teils
Eher unzufrieden
Sehr unzufrieden
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 33.  Es wird behauptet, die Demokratie hat viele Vorteile. Wenn Sie Vorteile in 
der Demokratie sehen, welcher ist Ihnen am wichtigsten?

Sehe keine Vorteile
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 34.  Andere sagen, die Demokratie hat auch Nachteile. Wenn Sie auch Nachteile 
in der Demokratie sehen, welcher Nachteil ist für Sie der gravierendste?

Sehe keine Nachteile
 **weiß nicht** keine Antwort **
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Frage 35.  Man kann unterschiedliche Vorstellungen davon haben, was zu einer De-
mokratie dazugehört. Ich nenne Ihnen jetzt eine Liste unterschiedlicher As-
pekte. Sagen Sie mir bitte, ob der jeweilige Aspekt Ihrer Ansicht nach un-
bedingt zu einer echten Demokratie dazugehört, ob er eher zu einer Demo-
kratie dazugehört, ob er eher nicht zu einer Demokratie dazugehört oder 
ob er gar nicht zu einer Demokratie dazugehört.

 **weiß nicht** keine Antwort **
Dass durch Wahlen Machtwechsel möglich sind
Gewaltenteilung, also die Trennung und Unabhängigkeit 
von Gesetzgebung, Regierung und Rechtsprechung
Durchführung von Volksentscheiden auf Bundesebene
Konflikte offen auszutragen
Kompromissfähigkeit bei politischen Entscheidungen
Dass im Parlament alle Bevölkerungsgruppen vertreten 
sind
Dass Experten über grundlegende Probleme der Gesell-
schaft entscheiden
Das Recht von Minderheiten, nach ihren eigenen Regeln 
zu leben, solange dadurch nicht die allgemeinen Grund-
rechte verletzt werden

Die Befolgung der Regeln einer nationalen Leitkultur
Respekt vor Andersdenkenden
Die Freiheit, jederzeit seine Meinung sagen zu können
Das Recht, als Bürger grundsätzlich selbst darüber be-
stimmen zu dürfen, welche persönlichen Daten man 
preisgibt

Chancengleichheit, also gleiche Ausgangsbedingungen 
für alle
Leistungsgerechtigkeit – wer mehr leistet, soll mehr be-
kommen
Soziale Marktwirtschaft
Solidarität – d. h. Anspruch Hilfsbedürftiger auf Fürsorge, 
die nicht in die Kassen des Sozialstaates eingezahlt ha-
ben

Gewaltmonopol des Staates – d. h., dass nur der Staat 
Gewalt anwenden darf, nicht der Einzelne
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Frage 36. Ich lese Ihnen gleich einige Aussagen vor. Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie 
der Aussage voll und ganz zustimmen, eher zustimmen, weder zustimmen 
noch sie ablehnen, ob Sie diese Aussagen eher ablehnen oder sie ganz und 
gar ablehnen. 

 **weiß nicht** keine Antwort **
Deutschland braucht eine starke Führung, an deren Vor-
gaben sich alle halten müssen.
Parteien und Politiker müssen sich nach den Vorgaben 
ihrer Wähler richten.
Um Recht und Ordnung zu bewahren, sollte man härter 
gegen Außenseiter und Unruhestifter vorgehen.
Die Politiker handeln gegen die Interessen der einfa-
chen Bevölkerung.
Die Welt ist so unübersichtlich geworden, dass man gar 
nicht weiß, wie es weitergehen soll.
Gesetze haben Vorrang vor religiösen Vorschriften.
Die Wirtschaftsordnung in Deutschland ist im Großen 
und Ganzen gerecht.
Die staatlichen Behörden überwachen alle Bürger genau.
Ereignisse, die auf den ersten Blick nicht miteinander 
in Verbindung zu stehen scheinen, sind oft das Ergeb-
nis geheimer Aktivitäten.

Es gibt geheime Organisationen, die großen Einfluss auf 
politische Entscheidungen haben.

Frage 37. Im Folgenden nenne ich Ihnen Einrichtungen und Gruppen, denen man ver-
trauen oder misstrauen kann. Sagen Sie bitte jeweils, ob Sie der Einrichtung 
oder Gruppe stark vertrauen, eher vertrauen, weder vertrauen noch miss-
trauen, eher misstrauen oder stark misstrauen.

 **weiß nicht** keine Antwort **
Den Politikern in Deutschland
Den Parteien in Deutschland
Der Bunderegierung
Der Landesregierung in Niedersachsen
Dem Bundesverfassungsgericht
Der Polizei
Dem Verfassungsschutz
Dem EU-Parlament
Den öffentlich-rechtlichen Medien im Fernsehen und 
Radio
Der gedruckten Tagespresse
Sozialen Medien im Internet, wie Facebook
Den Unternehmen in Deutschland
Den Gewerkschaften
Den Kirchen und Religionsgemeinschaften 



FoDEx-Studie | Niedersächsischer Demokratie-Monitor 2019

Anhang: Fragebogen

62

Frage 38.  Wenn Sie an Ihre eigene Situation denken: Wie sehen Sie Ihre eigene Zu-
kunft im Vergleich zu heute?

Schlechter
Gleich
Besser
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 39.  Wie sehen Sie die Zukunft der künftigen Generation?

Schlechter
Gleich
Besser
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 40. Kommen wir zum Thema Gerechtigkeit. Geht es in Deutschland Ihrer Mei-
nung nach alles in allem gerecht zu? Würden Sie sagen:

Sehr gerecht
Eher gerecht
Weder besonders gerecht noch besonders ungerecht
Eher ungerecht
Sehr ungerecht
 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 41. Ich möchte Sie jetzt gerne um einige generelle Einschätzungen zur nieder-
sächsischen Bevölkerung bitten. Was glauben Sie, wie viel Prozent der Be-
völkerung in Niedersachsen sind Millionäre?

 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 42.  Was glauben Sie, wie viel Prozent der Bevölkerung in Niedersachsen sind 
Muslime?

 **weiß nicht** keine Antwort **

Frage 43.  Was schätzen Sie, wie viele Flüchtlinge sind seit 2015 nach Niedersachsen 
gekommen?54

 **weiß nicht** keine Antwort **
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Frage 44. Nun folgen noch ein paar Fragen zur Statistik. In welchem Jahr sind  
Sie geboren?

(Intervieweintrag: Geschlecht)

Frage 45.  Bitte nennen Sie Ihren höchsten Schulabschluss.

ohne Haupt-/Volksschulabschluss
Volks- / Hauptschulabschluss
Mittlere Reife, Realschulabschluss, Fachschulreife
Abschluss der Polytechnischen Oberschule 
(8./10. Klasse)
Fachhochschulreife, Abschluss einer Fachoberschule
Abitur, allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife
Anderer Schulabschluss
 ** keine Antwort **

Frage 46. Haben Sie eine Berufsausbildung oder ein Studium abgeschlossen?

Ja, Berufsausbildung
Ja, Studium
Nein
 ** keine Antwort **

Frage 47. Sind Sie zurzeit erwerbstätig? Unter Erwerbstätigkeit wird jede bezahlte bzw. 
mit einem Einkommen verbundene Tätigkeit verstanden, egal welchen zeitli-
chen Umfang sie hat. Sind Sie 

voll erwerbstätig
teilzeitbeschäftigt
in Altersteilzeit
geringfügig erwerbstätig, in einem Mini Job, in einem 
„Ein-Euro-Job“ (bei Bezug von Arbeitslosengeld)
gelegentlich oder unregelmäßig beschäftigt
in einer beruflichen Ausbildung / Lehre
in Umschulung
Wehrdienst / Zivildienst / Bundesfreiwilligendienst / Freiwil-
liges Soziales Jahr
nicht erwerbstätig
 ** keine Antwort **
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Frage 48.  Welche berufliche Stellung trifft derzeit auf Sie zu?

Landwirt(in) bzw. Genossenschaftsbauer
Freiberufler(in)
Selbständig (Handel, Handwerk, Industrie, Dienstleis-
tung)
Beamter, Beamtin, Richter(in), Berufssoldat(in)
Angestellte(r)
Arbeiter(in)
mithelfender Familienangehörige(r)
sonstiges
 ** keine Antwort **

Frage 49.  Sagen Sie mir bitte, zu welcher der folgenden Gruppen Sie gehören, trifft 
keine dieser Gruppen auf Sie zu, sagen Sie es mir bitte auch

Schüler(in) an einer allgemein bildenden Schule
Student(in)
Rentner(in), Pensionär(in), im Vorruhestand
arbeitslos
in Mutterschafts-, Erziehungsurlaub, Elternzeit, oder 
sonstiger Beurlaubung
Hausfrau, Hausmann
aus anderen Gründen nicht erwerbstätig
nichts davon trifft zu
 ** Keine Antwort **

Frage 50. Welcher Religionsgemeinschaft gehören Sie an?

der evangelischen Kirche
einer evangelischen Freikirche
der römisch-katholischen Kirche
einer anderen christlichen Religionsgemeinschaft
einer anderen, nicht-christlichen Religionsgemeinschaft
keiner Religionsgemeinschaft
 ** Keine Antwort **

Frage 51.  Besuchen Sie regelmäßig Veranstaltungen einer Glaubensgemeinschaft? 

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **
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Frage 52. Wie wichtig ist es für Sie, dass in einer Partnerschaft beide die gleiche Reli-
gion haben?

Sehr wichtig
Eher wichtig
Teils wichtig / teils unwichtig
Eher unwichtig
Sehr unwichtig
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 53.  Hierzulande wird oft von der christlich-jüdischen Tradition gesprochen, die 
für Deutschland kennzeichnend sei. Was glauben Sie? Ist die christlich-jüdi-
sche Tradition für die Kultur in Deutschland:

Sehr wichtig
Eher wichtig
Teils wichtig / teils unwichtig
Eher unwichtig
Sehr unwichtig
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 54. Sind Sie:

Ledig
Verheiratet oder in eingetragener Partnerschaft und zu-
sammenlebend
Verheiratet oder in eingetragener Partnerschaft, aber in 
Trennung oder getrennt lebend
Geschieden
Oder verwitwet
 ** Keine Antwort **

Frage 55. Haben Sie zurzeit einen festen Partner oder eine feste Partnerin?

Ja
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 56. Wie viele Personen leben ständig in Ihrem Haushalt, Sie selbst eingeschlos-
sen? Denken Sie dabei bitte auch an alle im Haushalt lebenden Kinder.

Frage 57. Und wie viele Kinder unter 16 leben in Ihrem Haushalt?
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Frage 58. Wie hoch ist das monatliche Nettoeinkommen Ihres Haushaltes insgesamt? 
Ich meine damit die Summe, die sich ergibt aus Lohn, Gehalt, Einkommen 
aus selbständiger Tätigkeit, Rente oder Pension, jeweils nach Abzug der 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Rechnen Sie bitte auch die Ein-
künfte aus öffentlichen Beihilfen, Einkommen aus Vermietung, Verpachtung, 
Wohngeld, Kindergeld und sonstige Einkünfte hinzu.

Frage 59. Sind Sie in Deutschland geboren?

Ja
Nein
 ** Keine Antwort **

Frage 60.  Sind Ihre Eltern oder ist ein Elternteil nicht in Deutschland geboren?

Ja, ein Elternteil
Ja, beide
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 61. Hat ein Elternteil bzw. haben Ihre Eltern eine andere als die deutsche 
Staatsangehörigkeit?

Ja, ein Elternteil
Ja, beide
Nein
 ** Weiß nicht ** Keine Antwort **

Frage 62. Vielen Dank, dass Sie sich die Zeit für diese Befragung genommen haben! 
Wären Sie bereit, zu einem späteren Zeitpunkt noch einmal an einer telefo-
nischen Befragung der Universität Göttingen zu einigen Inhalten aus dieser 
Befragung teilzunehmen?

Ja
Nein
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